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Die Bilanzierung und Besteuerung von Immobilien ist für viele Unternehmen hochrelevant – sei es 

aufgrund der eigenen Fabrikhalle, der Verwaltungsbüros oder des vermieteten Wohnungsbestands. 

Entsprechend der hohen Relevanz sieht sich die Praxis stetig mit einer Vielzahl gesetzlicher Neuerungen 

sowie aktueller Rechtsprechung und Verwaltungsanweisungen gegenüber, welche die korrekte bilanzielle 

und steuerliche Abbildung von Immobilien zum Zeitpunkt des Erwerbs, in der Haltephase und schließlich 

bei Verkauf zur Herausforderung machen.

NWB Datenbank► Zantopp, Immobilien: Besteuerung, Grundlagen, NWB QAAAE-56332

I. Einleitung

Hohe praktische Bedeutung kommt dem kürzlich veröffent-

lichten BMF-Schreiben zur Abgrenzung von Aufwendungen 

bei der Instandsetzung und Modernisierung von Gebäuden 

zu. In diesem hat die Finanzverwaltung nun wichtige 

Entwicklungen der letzten Jahre zusammengefasst und 

maßgebliche Leitlinien geschaffen bzw. bestätigt. Diese 

Vorgaben betreffen insbesondere die Unterscheidung zwi-

schen Erhaltungsaufwand und anschaffungsnahen Herstel-

lungskosten – eine Abgrenzung, die sowohl für die Bilanzie-

rung als auch für die steuerliche Behandlung von zentraler 

Bedeutung ist.

Für das Handelsrecht ist hingegen die Neufassung des IDW 

RS IFA 1 aus dem Jahr 2024 maßgeblich. Dieser ist ver-

pflichtend in seiner neuen Fassung erstmals auf Abschlüsse für 

Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2025 beginnen, anzuwen-

den. Eine frühere Anwendung ist jedoch zulässig. Da sich 

insbesondere im Bereich der energetischen Sanierung Unter-

schiede zwischen den Standpunkten des IDW und des BMF 

ergeben, dürften sich in der Bilanzierungspraxis künftig 

vermehrt Divergenzen zwischen Handels- und Steuerbilanz

in der Immobilienbewertung ergeben – mit entsprechendem 

Niederschlag im Bereich der latenten Steuern.

Die vorliegende Beilage nimmt die wesentlichen Neuerun-

gen des jüngsten BMF-Schreibens zum Anlass, einen 

fundierten und praxisorientierten Überblick über die Bilan-

zierung und Besteuerung von Immobilien für Unternehmen 

zu geben. Wesentliche Abweichungen zum IDW-Standpunkt 

werden aufgezeigt und zahlreiche Beispiele verdeutlichen 

die aus der Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwal-

tungsmeinung resultierenden aktuellen Anforderungen 

praxisnah.

II. Erwerb und Herstellung

1. Bilanzierung dem Grund nach
Für den Begriff des Gebäudes sind die Abgrenzungsmerk-

male des Bewertungsrechts maßgebend.1 Ein Bauwerk ist 

nach Rechtsprechung des BFH dann als Gebäude anzusehen, 

wenn es Menschen oder Sachen durch räumliche Um-

schließung Schutz gegen Witterungseinflüsse gewährt, den 

Aufenthalt von Menschen gestattet, fest mit dem Grund und 

Boden verbunden, von einiger Beständigkeit und ausrei-

chend standfest ist.2

Nähere Erläuterungen zu vorstehenden Merkmalen eines 

Gebäudes ergeben sich aus dem sog. „Abgrenzungserlass“.3

Sollten im Einzelfall Zweifel bestehen, ob das Bauwerk ein 

Gebäude ist, finden sich darüber hinaus v. a. in den Anlagen 

des genannten Erlasses zahlreiche Eingruppierungen für 

unterschiedliche Bauwerke. Ein Gebäude stellt zivilrechtlich

eine Einheit mit dem Grund und Boden, auf dem es steht, 

dar. Bilanzrechtlich handelt es sich hierbei allerdings um 

zwei getrennte Wirtschaftsgüter.

Der Ausweis von Immobilien in der Handelsbilanz richtet 

sich nach der Zweckbestimmung des Wirtschaftsguts. 

Entsprechend IDW RS IFA 3, der für alle Geschäftsjahre gilt, 

die am 1.1.2023 oder danach begonnen haben, ist für die 

Zuordnung zum Anlagevermögen maßgeblich, ob die Immo-

bilie betrieblich wiederholt genutzt wird oder hierfür zur 

Verfügung steht, wie dies bspw. bei vermieteten Immobilien 

oder Musterhäusern von Fertighausherstellern der Fall ist, 

wobei die beabsichtigte Dauer der Verwendung als Indiz für 

STEUER- UND BILANZPRAXIS

Bilanzierung und Besteuerung von Immobilien 

Aktuelle Entwicklungen für Unternehmen mit Immobilienbesitz

WP/StB Dr. Hannes Zieglmaier und StB Dr. Sebastian Sieber*

* Dr. Kleeberg & Partner GmbH WPG StBG, München.

1 Vgl. R 7.1 Abs. 5 Satz 1 EStR; BFH, Urteil v. 15.6.2005 - II R 67/04 NWB GAAAB-56956, BStBl 2005 II S. 688.

2 Vgl. BFH, Urteil v. 28.5.2003 - II R 41/01 NWB AAAAA-71787, BStBl 2003 II S. 693.

3 Vgl. Oberste Finanzbehörden der Länder v. 5.6.2013 - S 3130 NWB DAAAE-40449, BStBl 2013 I S. 734.
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den Verwendungszweck dient. Demgegenüber sind Immobi-

lien dem Umlaufvermögen zuzuordnen, wenn sie erworben 

werden, um weiterveräußert zu werden, oder wenn die 

Veräußerungsabsicht dominiert, etwa bei Immobilien eines 

Bauträgers, die vorübergehend als Musterhäuser genutzt 

werden. Besondere Regelungen trifft IDW RS IFA 3 auch zum 

Ausweis von Bauvorbereitungskosten, die sämtliche Auf-

wendungen zur Vorbereitung von Bau- und Modernisie-

rungsmaßnahmen umfassen, wobei diese bei Immobilien 

des Anlagevermögens unter dem Posten „geleistete Anzah-

lungen und Anlagen im Bau“ und bei Immobilien des 

Umlaufvermögens unter dem Posten „unfertige Erzeugnisse, 

unfertige Leistungen“ auszuweisen sind.

Das Gebäude kann bilanziell in mehrere selbständige und 

unselbständige Gebäudeteile aufzuteilen sein. Die Unter-

scheidung ist relevant, da die unselbständigen Gebäudeteile 

ein einheitliches Wirtschaftsgut bilden, während selbständi-

ge Gebäudeteile separate Wirtschaftsgüter darstellen.

Selbständige Gebäudeteile sind solche, die in keinem ein-

heitlichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit dem 

Gebäude stehen, sondern besonderen Zecken dienen (vgl. 

R 4.2 Abs. 3 Satz 3 EStR). Von besonderer Praxisrelevanz sind 

die folgenden Fälle:
▶ Betriebsvorrichtungen (bspw. ein Lastenaufzug) sind zwar 

regelmäßig fest mit dem Grundstück verbunden und 

wesentlicher Bestandteil desselben, allerdings stellen sie 

aufgrund des untrennbaren Funktionszusammenhangs 

mit der im Gebäude ausgeübten Betätigung bzw. dem 

Betrieb selbständige bewegliche Wirtschaftsgüter dar (vgl. 

R 7.1 Abs. 3 EStR).

▶ Bewegliche Wirtschaftsgüter stellen zivilrechtlich Sachen 

(§ 90 BGB) bzw. Scheinbestandteile (§ 95 BGB) dar und 

sind dementsprechend eigenständige Wirtschaftsgüter 

(vgl. R 7.1 Abs. 2 EStR).

▶ Ladeneinbauten sowie ähnliche Einbauten, die einem 

schnellen Wandel des modischen Geschmacks unterliegen 

(z. B. Trennwände, Fassaden, Passagen sowie nichttra-

gende Wände und Decken), sind eigenständige Wirt-

schaftsgüter.

▶ Sonstige Mietereinbauten/-umbauten.4

▶ Sonstige selbständige Gebäudeteile bei sog. gemischt 

genutzten Gebäuden: Erfolgt die Nutzung einer Immobilie 

teils eigenbetrieblich, teils fremdbetrieblich, teils zu eige-

nen und teils zu fremden Wohnzwecken, ist jeder der vier 

unterschiedlich genutzten Gebäudeteile ein besonderes 

Wirtschaftsgut, weil das Gebäude in verschiedenen 

Nutzungs- und Funktionszusammenhängen steht (vgl. 

R 4.2. Abs. 4 EStR).

▶ Außenanlagen: Die Umzäunung eines Mietwohngrund-

stücks oder die Zugangswege sind bspw. unselbständige 

Gebäudeteile, da sie mit dem Gebäude in einem einheit-

lichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang stehen. 

Fehlt ein solcher Zusammenhang, sind Außenanlagen als 

selbständige unbewegliche Wirtschaftsgüter einzustufen. 

Hierzu gehören bei Wohngrundstücken regelmäßig be-

pflanzte Gartenanlagen, freistehende Gartenlauben und 

Wintergärten5 oder Swimmingpools.6 Bei betrieblicher 

Nutzung gehören Einfriedungen, Hof- und Platzbefesti-

gungen, Straßenzufahrten und Umzäunungen (wenn 

nicht ausnahmsweise Betriebsvorrichtungen) zu den 

Außenanlagen.7

Ein Gebäudeteil ist unselbständig, wenn er der eigentlichen 

Nutzung als Gebäude dient, z. B. Heizungs- und Sanitäran-

lagen, Personenaufzug.8

Exkurs: Photovoltaikanlage nach aktueller Ansicht des 

IDW und der Finanzverwaltung

Laut IDW liegt keine zu Herstellungskosten des Gebäudes 

führende Erweiterung des Gebäudes vor, wenn selbstän-

dig verwertbare Anlagen errichtet werden, die nicht in 

einem einheitlichen Nutzungs- und Funktionszusammen-

hang mit dem Gebäude stehen. Die Behandlung einer 

Aufdach-Photovoltaikanlage in der Handelsbilanz ist 

demnach abhängig vom jeweiligen Einzelfall. Steht die 

Anlage in einem einheitlichen Nutzungs- und Funktions-

zusammenhang mit dem Gebäude, weil bspw. eine Pflicht 

zum Einbau der Anlage besteht oder der damit erzeugte 

Strom nahezu ausschließlich in dem jeweiligen Gebäude 

verbraucht wird, liegt nach IDW RS IFA 1 eine Erweiterung 

vor.9 Die hierfür anfallenden Aufwendungen sind dem-

nach zu aktivieren.

Photovoltaikanlagen gelten steuerlich entsprechend der 

Meinung der Finanzverwaltung grds. hingegen als selb-

ständiges Wirtschaftsgut, das als Betriebsvorrichtung zu 

qualifizieren ist. Dies gilt sowohl für Aufdachanlagen als 

auch für dachintegrierte Photovoltaikanlagen (z. B. durch 

Dachziegel mit integrierten Photovoltaikmodulen, Solar-

dachfolien oder Indach-Solarmodulen; vgl. R 4.2. Abs. 3 

Satz 4 EStR). Die Einordnung als Betriebsvorrichtung 

erlaubt die steuerlich vorteilhafte schnellere Abschrei-

bung, z. B. auch im Rahmen der degressiven Abschrei-

bung. Diese beträgt 30 %, höchstens jedoch das Dreifache 

der linearen Abschreibung. Voraussetzung ist die An-

schaffung bzw. Herstellung nach dem 30.6.2025 und vor 

dem 1.1.2028. Auch der Investitionsabzugsbetrag nach 

§ 7g Abs. 1 EStG oder die Sonderabschreibung nach § 7g 

Abs. 5 EStG sind steuerlich auf Photovoltaikanlagen an-

wendbar. Damit besteht steuerbilanziell erheblicher Spiel-

raum bei der Bewertung von Photovoltaikanlagen, und 

die Bewertung in Handels- und Steuerbilanz dürfte 

demnach künftig erheblich auseinanderlaufen.

Für dachintegrierte Photovoltaikanlagen sei ergänzend 

auf folgende Aufteilung hinzuweisen: Die Aufwendungen 

für die Photovoltaikmodule sind dem selbständigen Wirt-

schaftsgut Photovoltaikanlage zuzuordnen. Die Aufwen-

dungen für die räumliche Umschließung bzw. den Schutz 

vor Witterungseinflüssen und die Dachkonstruktion als 

BILANZIERUNG UND BESTEUERUNG VON IMMOBILIEN

4 Vgl. im Detail BMF, Schreiben v. 15.1.1976 - IV B 2 - S 2133 - 1/76 NWB KAAAA-76914, BStBl 1976 I S. 66.

5 Vgl. BFH, Urteil v. 2.6.1999 - X R 16/96 NWB VAAAA-96586, BStBl 1999 II S. 596.

6 Vgl. BFH, Beschluss v. 16.6.2003 - IX B 40/03 NWB EAAAA-71482, BFH/NV 2003 S. 1324.

7 Vgl. BFH, Urteil v. 1.7.1983 - III R 161/81 NWB UAAAA-91861, BStBl 1983 II S. 686; BFH, Urteil 

v. 10.10.1990 - II R 171/87 NWB QAAAA-93721, BStBl 1991 II S. 59.

8 Vgl. R 4.2 Abs. 5 Satz 1 EStR; H 4.2 Abs. 5 EStH „unselbständige Gebäudeteile“.

9 Vgl. IDW RS IFA 1, Rz. 6a; vgl. Roos, StuB 2025 S. 241 NWB AAAAJ-88213.
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solche sind hingegen Teil der Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten des Gebäudes. Es sollte daher versucht werden, 

möglichst viele der Kosten den Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten der Photovoltaikanlage und nicht dem Ge-

bäude zuzuordnen, da letzteres über eine deutlich längere 

Nutzungsdauer abgeschrieben werden muss.

Ausbauten, Umbauten oder Erweiterungen stellen grds. 

keine eigenständigen Wirtschaftsgüter dar. Ausnahme hier-

von wäre, wenn die Bautätigkeiten wirtschaftlich betrachtet 

ein selbständiges Gebäude, welches einem Neubau gleich-

kommt, schaffen würden. Anbauten an ein Gebäude sind 

dann ein selbständiges Gebäude, wenn keine bauliche 

Verschachtelung mit dem Altgebäude besteht. Dies ist grds. 

anzunehmen, wenn der Anbau über eigene tragende 

Mauern und eigene Fundamente verfügt und damit über 

eine eigene statische Standfestigkeit.

Im Eigentum eines Unternehmens stehende Grundstücke, 

grundstücksgleiche Rechte und Bauten – einschließlich der 

Bauten auf fremdem Grund und Boden – werden üblicher-

weise für dessen Zwecke genutzt. Demensprechend sind sie 

handels- wie steuerrechtlich im Anlagevermögen auszu-

weisen (§ 266 Abs. 2 A. II.1. HGB). Im Bau befindliche 

Gebäude des Anlagevermögens sind als Anlagen im Bau 

auszuweisen (§ 266 Abs. 2 A. II.4. HGB). Je nach Unter-

nehmenszweck kann ein Gebäude allerdings auch Umlauf-

vermögen darstellen – bspw. bei Projektentwicklern. Die 

Zuordnung hat zunächst keine Auswirkung auf die im 

nächsten Kapitel dargestellten originären Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten, allerdings sehr wohl im Rahmen 

der Folgebewertung.

2. Bilanzierung der Höhe nach

2.1 Anschaffungskosten
Als Anschaffungskosten eines Gebäudes zählen handels- wie 

steuerrechtlich sämtliche Aufwendungen, die anfallen, um 

das Gebäude zu erwerben sowie in einen betriebsbereiten 

Zustand zu versetzen (§ 255 Abs. 1 HGB i. V. mit § 6 Abs. 1 

Nr. 1 EStG).

Neben den eigentlichen Anschaffungskosten für die Immobi-

lie – d. h. dem Kaufpreis – sind auch die Anschaffungs-

nebenkosten zu berücksichtigten. Typische Anschaffungs-

nebenkosten bei einem Immobilienerwerb sind die Grund-

erwerbsteuer, die Notarkosten, die Grundbuchgebühren 

sowie Vermittlungs- und Maklergebühren.

2.1.1 Betriebsbereiter Zustand
Ein Gebäude ist betriebsbereit, wenn es objektiv und 

subjektiv funktionstüchtig ist, wobei die Betriebsbereitschaft 

für jeden Gebäudeteil, der nach seiner Zweckbestimmung 

selbständig genutzt werden soll, gesondert zu beurteilen ist. 

Dies gilt auch für Gebäudeteile, die aufgrund eines einheit-

lichen Nutzungs- und Funktionszusammenhangs mit dem 

Gebäude keine selbständigen Wirtschaftsgüter sind (vgl. § 7 

Abs. 5b EStG und R 4.2 Abs. 3 und 4 EStR 2012). Die 

Verwaltung nennt hierzu als Beispiel einzelne Wohnungen 

eines Mietwohngebäudes.10

Die objektive wie subjektive Funktionsbereitschaft ist ge-

nerell anzunehmen, wenn das Gebäude vom Erwerber 

genutzt wird. Kosten der Instandsetzung und Modernisie-

rung können in diesen Fällen keine Anschaffungskosten 

darstellen.11

2.1.2 Herstellung der Funktionstüchtigkeit
Erfolgt keine unmittelbare Nutzung, ist gesondert zu beur-

teilen, ob das Gebäude objektiv und subjektiv funktions-

tüchtig ist. Die objektive Funktionstüchtigkeit ist nicht 

gegeben, wenn das Gebäude nicht nutzbar ist, z. B. weil 

die Heizung nicht funktioniert. Die Kosten der Instand-

setzung – z. B. der Heizung – sind damit Anschaffungskosten 

des Gebäudes.12

Der enge Wortlaut des § 255 Abs. 1 Satz 1 HGB kennt grds. 

ausschließlich objektive Kriterien. Die Finanzverwaltung geht 

mit der Einführung der subjektiven Funktionstüchtigkeit

darüber hinaus und nimmt diese an, wenn das Gebäude für 

die konkrete Nutzung, die der Erwerber beabsichtigt, ge-

eignet ist. Aufwendungen, um das Gebäude für diese 

konkrete Nutzung herzurichten, stellen daher Anschaffungs-

kosten dar.13

Beispiel█▶ Die erworbenen Büroräume, die bisher als 

Steuerkanzlei genutzt worden sind, sollen als Augenarztpraxis 

genutzt werden. Werden die Räume so umgebaut, dass sie als 

Arztpraxis genutzt werden können, wird die konkrete Zweck-

bestimmung erreicht und das Gebäude subjektiv funktions-

tüchtig gemacht. Die erforderlichen Aufwendungen sind daher 

Anschaffungskosten.

Neben der Änderung der Zweckbestimmung kann auch die 

Standardhebung bei Wohngebäuden zu Anschaffungskosten 

führen. Der Ist-Zustand wird in drei Stufen eingeteilt:
▶ sehr einfacher,

▶ mittlerer,

▶ sehr anspruchsvoller Standard.14

Diese Systematik stammt aus der Rechtsprechung, wonach 

nur Aufwendungen, die zu einer wesentlichen Objektver-

besserung führen, zu aktivierende Kosten darstellen.15 Die 

Einteilung in lediglich drei Gruppen ist vergleichsweise grob, 

spiegelt aber wider, dass Gebäude meist dem mittleren 

Standard zuzuordnen sind. Dies wird anhand der von der 

Verwaltung bereitgestellten Beispiele zum sehr einfachen 

und sehr anspruchsvollen Standard deutlich:

Beispiele█▶

▶ Sehr einfacher Standard: Liegt vor, wenn die zentralen 

Ausstattungsmerkmale nur in Mindestform oder technisch 

überholt vorhanden sind, z. B.:

STEUER- UND BILANZPRAXIS

10 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, BStBl 2026 I S. 272, 

Rz. 3 f.; vgl. zum Schreiben auch Marx, StuB 2026 S. 169 NWB ZAAAK-10944.

11 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 5.

12 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 7 f.; BFH, Urteil 

v. 20.8.2002 - IX R 70/00 NWB DAAAA-89571, BStBl 2003 II S. 58.

13 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 9 f.

14 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 11.

15 Vgl. BFH, Urteil v. 12.9.2001 - IX R 39/97 NWB CAAAA-89567, BStBl 2003 II S. 569.
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– veraltete Heizungsanlage (Öl-/Gasheizung mit 
Konstanttemperaturkessel),

– sehr einfaches Bad (kein Handwaschbecken, keine 

Heizung, keine Entlüftung/Fenster, keine Duschmög-
lichkeit, Leitungen auf Putz),

– schlechte Elektroinstallation (zu geringe Leistung, wenig 

Steckdosen, Leitungen überwiegend auf Putz),

– Fenster nur mit Einfachverglasung.

▶ Sehr anspruchsvoller Standard: Nur ausnahmsweise. Es 

wird nicht nur das Zweckmäßige, sondern das technisch 

Mögliche mit besonders hochwertigen Materialien verbaut, 

z. B.:
– Heizungsinstallation überwiegend mit Smart-Home-

Technik,

– hochwertige Sanitärbereiche (digitale Armaturen, 
Whirlpool, Marmorfliesen),

– Elektroinstallation überwiegend mit Smart-Home-Tech-
nik, integrierte Deckenbeleuchtungen,

– Fenster mit Smart Glass, große Glasfassaden.16

Betrachtet werden entsprechend dem aktuellen BMF-Schrei-

ben wie bisher steuerlich ausschließlich vier zentrale Aus-

stattungsmerkmale des Wohngebäudes:
▶ Umfang und Qualität der Heizungsinstallation,

▶ Umfang und Qualität der Sanitärinstallation,

▶ Umfang und Qualität der Elektroinstallation sowie

▶ Umfang und Qualität der Fenster.

Maßnahmen, die andere Gebäudeteile (z. B. eine energe-

tische Sanierung der Fassadenverkleidung) betreffen, bleiben 

bei der steuerlichen Bewertung unberücksichtigt.

Der Standard gilt nach Ansicht der Finanzverwaltung als 

gehoben, wenn in mindestens drei der vier zentralen 

Bereiche der Gebrauchswert deutlich steigt (sog. 3-von-4-

Regel), wobei nicht in allen Bereichen vom gleichen 

niedrigen auf das gleiche hohe Niveau gewechselt werden 

muss.17 Die „Hürden“ für eine steuerliche Standardhebung 

sind somit auch nach dem neuen BMF-Schreiben weiterhin 

hoch und begünstigen i. d. R. den Stpfl.

Beispiele für die Anhebung von sehr einfachem auf mittleren 

Standard█▶

▶ Heizung: Austausch einer alten Öl-/Gasheizung gegen 

moderne Brennwerttechnik,

▶ Sanitär: Nachrüstung von zuvor nicht vorhandenen Aus-

stattungsgegenständen wie Handwaschbecken, Dusche 

oder Lüftung,

▶ Elektro: Erweiterung der Kapazität (z. B. dreiphasige 

Leitungen) und deutliche Erhöhung der Steckdosenzahl,

▶ Fenster: Austausch einfachverglaster Fenster gegen Isolier-

glas.

Beispiele für die Anhebung von mittlerem auf sehr anspruchs-
vollen Standard█▶

▶ Heizung: Integration von Smart-Home-Funktionen (Prä-

senz-/Zeitsteuerung),

▶ Sanitär: Hochwertige Ausstattung mit Marmorfliesen und 

digitalen Armaturen,

▶ Elektro: Umfangreicher Smart-Home-Einsatz für Beleuch-

tung und Beschattung,

▶ Fenster: Umrüstung auf elektrochromes, thermochromes 

oder „Liquid-Crystal“-Glas.

Einschränkend wird eine Standarderhöhung nicht ange-

nommen, wenn eine mittlere Heizungsanlage lediglich durch 

eine andere Wärmequelle ersetzt oder ergänzt wird. Nicht 

als Standardhebung gelten daher etwa:
▶ Austausch einer Öl-/Gasheizung gegen Solarthermie, 

Wärmepumpe, Wasserstoffheizung oder Fernwärmean-

schluss,

▶ Installation einer Solaranlage zur Brauchwassererwär-

mung an eine bestehende Gasheizung.

Ähnlich wird auch der Austausch von Isolierglasfenstern (z. B. 

zweifachverglaste Fenster gegen drei- oder vierfachverglaste 

Fenster) nicht als Hebung des Standards betrachtet.18 Dies 

ist vor dem Hintergrund der politisch gewollten Modernisie-

rung von Heizungsanlagen zu begrüßen.

Auch in der Handelsbilanz ist nach IDW eine Standard-

hebung dann anzunehmen, wenn für mindestens drei der 

zentralen Ausstattungsmerkmale eine Standardhebung vor-

liegt. Allerdings wird handelsrechtlich neben den o. g. auch 

steuerlich relevanten zentralen Ausstattungsmerkmalen 

zusätzlich die Wärmedämmung aufgezählt und im Bereich 

der Elektroinstallation die Informationstechnik einschließlich 

der Gebäudeautomation.19

Des Weiteren kann nach IDW eine wesentliche qualitative 

Verbesserung des Gebäudes auch bei Maßnahmen vorliegen, 

die zu einer deutlichen Minderung des Energiebedarfs oder 

-verbrauchs führen. Eine solche Maßnahme wird einer 

Standardhebung in mindestens drei der zentralen Bereiche 

der Ausstattung gleichgestellt. Eine deutliche Minderung des 

Energiebedarfs oder -verbrauchs liegt dann vor, wenn der 

Endenergiebedarf oder -verbrauch um mindestens 30 % ge-

genüber dem ursprünglichen Zustand gesenkt wird.20

Praxishinweis █▶ Grundsätzlich gilt die Maßgeblich-

keit der Handels- für die Steuerbilanz (§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG), 

soweit keine steuerlich explizit abweichenden Regelungen 

getroffen werden. Würde man in der Handelsbilanz auf 

Grundlage des IDW RS IFA 1 zu einer Aktivierung 

kommen, würde dies entsprechend der Maßgeblichkeit 

auch zu einer Aktivierung in der Steuerbilanz führen. Das 

BMF stellt allerdings klar, dass aus seiner Sicht eine 

abweichende Beurteilung in der Handelsbilanz (z. B. auch 

bei Maßnahmen der energetischen Sanierung) unerheb-

lich ist.21

BILANZIERUNG UND BESTEUERUNG VON IMMOBILIEN

16 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 17 f.

17 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 19.

18 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 22 f.

19 Vgl. IDW RS IFA 1, Rz. 13.

20 Vgl. IDW RS IFA 1, Rz. 14a.

21 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 19.
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Ob ein BMF-Schreiben und damit kein gesetzlicher 

Bewertungsvorbehalt aber geeignet ist, die Maßgeblich-

keit zu durchbrechen, bleibt abzuwarten. Eine Klarstellung 

durch den Gesetzgeber wäre wünschenswert. Für die 

Praxis ist aber damit zu rechnen, dass die bilanzielle 

Abbildung von Sanierungen mit wesentlichen energe-

tischen Maßnahmen in der Handels- und Steuerbilanz 

künftig verstärkt auseinanderfallen.

Die abweichende Eingruppierung von Maßnahmen zur Min-

derung des Energiebedarfs oder -verbrauchs zwischen Han-

delsbilanz (IDW) und Steuerbilanz (BMF) wird dazu führen, 

dass Kosten in der Handelsbilanz zu aktivieren und in der 

Steuerbilanz als laufender Aufwand zu behandeln sein 

werden. Dies wiederum führt – sofern insgesamt kein Über-

hang an aktiven latenten Steuern besteht – zu einer Ansatz-

pflicht von passiven latenten Steuern nach § 274 HGB.

Praxishinweis █▶ Es gilt zu beachten, dass auch bei 

kleinen Kapitalgesellschaften und Kleinst-Kapitalgesell-

schaften trotz der Befreiung nach § 274a Nr. 4 HGB das 

Thema von Relevanz ist, da zwar keine passiven latenten 

Steuern zu bilden sind, aber eine Rückstellung für passive 

latente Steuern. Es ändert sich also nur der Ausweis in der 

Bilanz, nicht die grundsätzliche Pflicht, passive Steuer-

latenzen in der Bilanz abzubilden.

Die Bildung von passiven latenten Steuern aufgrund von 

einer steuerlich bevorzugten Behandlung von gewissen –

politisch gewünschten – Investitionen ist hierbei nicht neu. 

Bereits durch das BMF-Schreiben22 betreffend die Nutzungs-

dauer von Hard- und Software auf ein Jahr – welcher 

handelsrechtlich grds. nicht zu folgen ist – war das 

Erfordernis der Bildung von passiven latenten Steuern zu 

prüfen. Selbiges gilt auch bei den verschiedenen steuerlichen 

Begünstigungen bei der Gebäudeabschreibung, hier gilt 

handelsrechtlich stets zu prüfen, ob die gewählte Abschrei-

bungsmethodik (linear vs. degressiv) und die Höhe der 

Abschreibung den tatsächlichen Werteverzehr des Vermö-

gensgegenstands widerspiegeln.

Praxishinweis █▶ Typische weitere Sachverhalte, für 

die passive latente Steuern zu bilden sind, sind die 

selbstgeschaffenen immateriellen Vermögensgegenstän-

de, steuerliche Sonderposten und Rücklagen (z. B. § 6b 

EStG; vgl. weiter unten hierzu) und Währungsdifferenzen 

nach § 256a HGB.

Im Hinblick auf die Bildung der passiven latenten Steuern gilt 

insbesondere die schrittweise Senkung der Körperschaft-

steuer beginnend ab dem 1.1.2028 über fünf Jahre zu 

beachten. Dieser Effekt ist entsprechend über die Abschrei-

bung bei der Ermittlung und Auflösung der passiven 

latenten Steuern einzupreisen.

Des Weiteren ist im Anhang eine Reihe von Pflichten zu 

beachten, wenn passive latente Steuern gebildet werden –

diese ergeben sich vor allem aus § 285 Nr. 29 f. HGB. Eine 

Ausschüttungssperre, wie bei selbstgeschaffenen immateri-

ellen Vermögensgegenstände nach § 268 Abs. 8 HGB, gibt es 

in der hier vorliegenden Konstellation nicht.

Zu beachten ist, dass entsprechend der Finanzverwaltung 

auch eine Standardhebung in nur zwei Bereichen zu 

Anschaffungskosten führen kann, wenn sie mit einer Er-

weiterung des Objekts (z. B. Ausbau des bisher ungenutzten 

Dachstuhls zu einem zusätzlichen Schlafzimmer) zusam-

menfällt (sog. 2+1-Regel). Dies wiederum kann zu aktiven 

Steuerlatenzen führen, also eine rein steuerliche Aktivierung.

2.1.3 Kaufpreisaufteilung
Wird ein bebautes Grundstück erworben, stellt die Auf-

teilung des Kaufpreises sowie der Nebenkosten auf den 

(nicht-abnutzbaren) Grund und Boden und das (abnutzbare) 

aufstehende Gebäude einen regelmäßigen Streitpunkt zwi-

schen Stpfl. und Finanzverwaltung dar.23 Grundsätzlich soll 

die Aufteilung entsprechend der (notar-)vertraglichen Kauf-

preisaufteilung erfolgen.24 Allerdings ist die vertragliche 

Kaufpreisaufteilung nur dann der Berechnung der Abschrei-

bungen für Abnutzung (AfA) zugrunde zu legen, wenn diese 

nicht nur zum Schein getroffen wurde und keinen Ge-

staltungsmissbrauch i. S. des § 42 AO darstellt.

Beispiel█▶ Das FG Münster hat sich mit der Frage 

beschäftigt, ob die Vereinbarungen der Vertragsparteien über 

Grund und Boden sowie Gebäude die Voraussetzungen eines 

Gestaltungsmissbrauchs erfüllten.25 Im Streitfall wurde im 

notariellen Kaufvertrag ein Bodenwert von 400 T€ angesetzt. 

Ein vom Finanzamt (FA) beauftragter Gutachter stellte hinge-

gen einen Bodenwert zum Zeitpunkt des Übergangs von mehr 

als 1.000 T€ fest. Aufgrund der hohen Wertdivergenz zwischen 

Kaufvertrag und Gutachten ermittelte das FA die AfA-

Bemessungsgrundlage unter Ansatz des vom Gutachter 

ermittelten Bodenwerts.

Im Urteilsfall entschied das FG, dass die von den Vertrags-

parteien getroffene Aufteilung nicht der Besteuerung zu-

grunde zu legen war, weil der sich nach der Parteiver-

einbarung ergebende Bodenwert erheblich von den Boden-

richtwerten sowie von dem durch den sachverständigen 

Gutachter ermittelten Bodenwert abwich. Da die vereinbarten 

Kaufpreise über Grund und Boden sowie Gebäude nicht der 

Besteuerung zugrunde gelegt werden konnten, hat das FG 

diese entsprechend seiner Gesamtwürdigung der Verhältnisse 

durch eine Aufteilung nach den realen wirtschaftlichen 

Verkehrswerten zu ersetzen.

Höchstrichterlich ist aber bisher nicht geklärt, ab welchem 

Grad der Abweichung zwischen der im Kaufvertrag verein-

barten Kaufpreisaufteilung auf Grund und Boden sowie dem 

Gebäude eine Korrektur zu erfolgen hat. So ist nach 

Auffassung des FG München eine Abweichung zwischen 

STEUER- UND BILANZPRAXIS

22 Vgl. BMF, Schreiben v. 22.2.2022 - IV C 3 - S 2190/21/10002 :025 NWB HAAAI-04946, BStBl 2022 I S. 187.

23 Vgl. z. B. BFH, Urteil v. 7.10.2025 - IX R 26/24 NWB VAAAK-04422, BStBl 2026 II S. 210, zur Aufteilung 

eines Gesamtkaufpreises für eine Denkmal geschützte Immobilie oder FG München, Urteil v. 10.4.2024 - 

12 K 861/19 NWB VAAAJ-74747, zur Abweichung zwischen der vertraglich vereinbarten AfA-

Bemessungsgrundlage und der von einem Sachverständigengutachten ermittelten AfA-Bemessungsgrund-

lage.

24 Vgl. BFH, Urteil v. 27.7.2004 - IX R 54/02 NWB BAAAB-27659, BStBl 2006 II S. 9.

25 Vgl. FG Münster, Urteil v. 22.9.2022 - 8 K 2748/20 E NWB FAAAJ-27116.
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der vertraglich vereinbarten AfA-Bemessungsgrundlage und 

der von einem Sachverständigengutachten ermittelten AfA-

Bemessungsgrundlage von weniger als 10 % unbeachtlich.26

Das FG Berlin-Brandenburg lässt weitergehend eine Abwei-

chung des im Kaufvertrag ausgewiesenen Kaufpreises für den 

Grund und Boden vom Bodenrichtwert um nicht mehr als 20 % 

zu.27 Das FG Düsseldorf ist der Ansicht, dass eine Korrektur der 

vertraglichen Aufteilung des Anschaffungspreises eines Grund-

stücks auf den Grund und Boden sowie das Gebäude geboten 

ist, wenn der vereinbarte Kaufpreisanteil für den Grund und 

Boden den Verkehrswert um mehr als 30 % und damit mehr 

als nur geringfügig unterschreitet.28 Gänzlich verworfen 

wurde eine vertragliche Kaufpreisaufteilung ebenfalls durch 

das FG Düsseldorf, da in dem Entscheidungsfall das abrissreife 

Gebäude wertlos und folglich mit 0 € anzusetzen war.29

Sollte im Kaufvertrag über ein bebautes Grundstück keine 

oder eine unsachgemäße Aufteilung des Kaufpreises vorge-

nommen worden sein, ist diese nachträglich vorzunehmen 

bzw. anzupassen. Das BMF stellt hierbei seit einigen Jahren 

eine von der Finanzverwaltung i. d. R. verwendete „Arbeits-

hilfe“ (Exceltool) zur Aufteilung eines einheitlichen Kauf-

preises zur Verfügung. Die aktuelle Fassung vom März 2026 

berücksichtigt die aktuellen Wertentwicklungen. Die neue 

Arbeitshilfe ist auf der Internetseite des BMF abruYar.30 Der 

Arbeitshilfe liegt ein vereinfachtes Verfahren zugrunde.

Praxishinweis █▶ Es ist in jedem Fall ratsam, bereits 

im Kaufvertrag eine Kaufpreisaufteilung zwischen Grund 

und Boden sowie Gebäude (und ggf. weiterer Wirtschafts-

güter) vorzunehmen, da diese Aufteilung grds. für Zwecke 

der späteren AfA als Ausgangspunkt dient. Zu orientieren 

haben sich die Parteien bei der Aufteilung an den 

tatsächlichen wirtschaftlichen Gegebenheiten.

2.2 Herstellungskosten
Wird das Gebäude durch den Stpfl. selbst errichtet, ist auf 

die Herstellungskosten nach § 255 Abs. 2 HGB i. V. mit § 6 

Abs. 1 Nr. 1 EStG abzustellen, d. h. es sind alle Auf-

wendungen zu berücksichtigen, die durch den Verbrauch von 

Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die 

Herstellung, die Erweiterung oder die wesentliche Ver-

besserung des Gebäudes anfallen. Die Herstellung wird mit 

Fertigstellung nach § 9a EStDV abgeschlossen.

Als Herstellung gilt hierbei sowohl die erstmalige Her-

stellung eines Gebäudes als auch die Wiederherstellung 

eines unbrauchbar gewordenen Gebäudes (sog. Vollver-

schleiß).31 Beim Vollverschleiß liegen schwere Substanz-

schäden an den Gebäudeteilen vor, die für die Nutzbarkeit 

als Bauwerk und die Nutzungsdauer des Gebäudes be-

stimmend sind (wie z. B. Fundamente, tragende Außen- und 

Innenwände, Geschossdecken und Dachkonstruktionen).32

Erfolgt die Nutzung eines Gebäudes teils eigenbetrieblich, 

teils fremdbetrieblich, teils zu eigenen und teils zu fremden 

Wohnzwecken, sind die Herstellungskosten des Gesamtge-

bäudes mittels Verhältnisses der Nutzfläche des Gebäude-

teils zur Nutzfläche des gesamten Gebäudes aufzuteilen – es 

sei denn, die Aufteilung nach dem Verhältnis der Nutz-

flächen führt zu einem unangemessenen Ergebnis.

Praxishinweis █▶ Von einer Aufteilung nach Nutzflä-

chen kann aus Vereinfachungsgründen abgesehen werden, 

wenn sie aus steuerlichen Gründen nicht erforderlich ist.

2.2.1 Nutzungs- bzw. Funktionsänderung
Ähnlich wie bei der Nutzungsänderung von neu erworbenen 

Gebäuden kann eine Nutzungsänderung auch bei noch nicht 

vollständig verschlissenen Bestandsimmobilien zu aktivie-

renden Kosten führen. Werden Bestandsimmobilien nämlich 

für eine von der bisherigen abweichenden Nutzung unter 

erheblichem Bauaufwand derart dauerhaft in ihrem Wesen 

verändert und tiefgreifend umgestaltet oder in einem 

solchen Umfang erweitert, dass die neu hinzugefügten 

Bauteile dem Gebäude das maßgebliche Gepräge verleihen 

und die vorhandenen Altbauteile ihrer Bedeutung und ihrem 

Wert nach in den Hintergrund treten, führt dies zu 

Herstellungskosten für ein „neues“ Gebäude.33

2.2.2 Erweiterung
Eine Erweiterung – die ebenfalls zu Herstellungskosten führt 

– liegt bei einer Vermehrung der Substanz oder bei der 

Vergrößerung der nutzbaren Fläche vor. Typischerweise also 

bei einem Anbau, einer Aufstockung oder den Anbau eines 

Balkons.34

Zu einer Vermehrung der Substanz kann es aber auch ohne 

Vergrößerung der nutzbaren Fläche kommen, z. B. durch das 

Einsetzen von zusätzlichen Trennwänden oder dem Einbau 

einer Alarmanlage.35 Dies gilt mit Verweis auf die Recht-

sprechung des BFH auch weiterhin bei „kleinen“ Erweite-

rungen: Danach besteht keine Wesentlichkeit, d. h. auch 

geringfügige Erweiterungen führen zu Herstellungskosten.36

Wünschenswert wäre aus Sicht der Praxis an dieser Stelle 

eine verwaltungsseitige Mindestschwelle gewesen, um den 

administrativen Aufwand für die Unternehme bei solchen 

Maßnahmen zu senken.

Eine zu einer Erweiterung der Nutzungsmöglichkeit führen-

de Substanzmehrung liegt nicht vor, wenn ein neu einge-

fügter Gebäudebestandteil oder eine neue Anlage die 

Aufgabe eines bisherigen Gebäudeteils oder einer bisherigen 

Anlage in vergleichbarer Weise für das Gebäude übernimmt 

(z. B. Einbau einer Solaranlage zur Brauchwassererwärmung 

in eine bereits vorhandene Gaswärmeversorgung).37

BILANZIERUNG UND BESTEUERUNG VON IMMOBILIEN

26 Vgl. FG München, Urteil v. 10.4.2024 - 12 K 861/19 NWB VAAAJ-74747.

27 Vgl. FG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 14.8.2019 - 3 K 3137/19 NWB YAAAH-40190, EFG 2020 S. 182.

28 Vgl. FG Düsseldorf, Urteil v. 12.3.2024 - 13 K 1262/21 E NWB VAAAJ-79656, rkr.

29 Vgl. FG Düsseldorf, Urteil v. 28.11.2023 - 10 K 2184/20 E NWB LAAAJ-60123, EFG 2024 S. 460, rkr.

30 Vgl. unter: https://go.nwb.de/dzbyv.

31 Vgl. BFH, Urteil 16.1.2007 - IX R 39/05 NWB HAAAC-49132, BStBl 2007 II S. 922, Rz. II Nr. 1 a.

32 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 29.

33 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 30.

34 Vgl. BFH, Urteil v. 22.12.2012 - III R 37/09 NWB QAAAE-08759, BStBl 2013 II S. 182.

35 Vgl. BFH, Urteil v. 16.2.1993 - IX R 85/88 NWB UAAAA-94534, BStBl 1993 II S. 54; BMF, Schreiben 

v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 33.

36 Vgl. BFH, Urteil v. 15.5.2013 - IX R 36/12 NWB MAAAE-42455, BStBl 2013 II S. 732.

37 Vgl. BFH, Urteil v. 14.7.2004 - IX R 52/02 NWB FAAAB-26262, BStBl 2004 II S. 949; vgl. für zahlreiche 

weitere Beispiele auch BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-

09012, Rz. 38 f.
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2.2.3 Wesentliche Verbesserung über den ursprünglichen 

Zustand hinaus
Aufwendungen an einem Gebäude, die nicht bereits als 

Folge der Versetzung in einen betriebsbereiten Zustand zu 

den Anschaffungskosten gehören (vgl. zuvor), sind als 

Herstellung einzuordnen, wenn sie zu einer wesentlichen 

Verbesserung des Gebäudes gegenüber dem ursprünglichen 

Zustand führen. Der ursprüngliche Zustand ist dabei im 

Zeitpunkt der Herstellung oder des entgeltlichen Erwerbs zu 

beurteilen.38

Eine wesentliche Verbesserung liegt entsprechend der 

Meinung der Finanzverwaltung im Allgemeinen vor, wenn 

die Maßnahmen zur Instandsetzung und Modernisierung 

eines Gebäudes in ihrer Gesamtheit über eine zeitgemäße 

substanzerhaltende (Bestandteil-)Erneuerung hinaus den 

Gebrauchswert des Gebäudes gegenüber dem ursprüngli-

chen Zustand insgesamt deutlich erhöhen.39 Bei betrieblich 

genutzten Gebäuden stellt der BFH konkret darauf ab, ob 

bauliche Veränderungen vor dem Hintergrund der betrieb-

lichen Zielsetzung zu einer höherwertigeren (verbesserten) 

Nutzbarkeit führen.40

Praxishinweis █▶ Eine Generalüberholung, also eine 

Zusammenballung von als Erhaltungsaufwendungen zu 

klassifizierenden Maßnahmen, führt nicht allein aufgrund 

hoher Kosten zu einer wesentlichen Verbesserung. Auch 

wird der Gebrauchswert nicht allein durch Maßnahmen 

erhöht, die zu einer Minderung des Energiebedarfs des 

Gebäudes führen.41

Bei Wohngebäuden liegt eine wesentliche Verbesserung vor, 

wenn es zu einer Standardanhebung (vgl. zuvor) kommt.42

Eine Modernisierung auf zeitgemäßen Standard führt hin-

gegen i. d. R. zu keiner wesentlichen Verbesserung. Daher ist 

bspw. die Instandsetzung vorhandener Elektro-, Sanitär- und 

Heizungsanlagen, der Fenster, der Fußbodenbeläge und der 

Dacheindeckung, i. d. R. sofort abziehbarer Erhaltungsauf-

wand.43

Maßnahmen an wesentlichen konstruktiven Bauteilen wie 

dem Fundament oder tragenden Wänden, die die tatsäch-

liche Gesamtnutzungsdauer verlängern, gelten als wesent-

liche Verbesserungen.44 Auch kann über mehrere Jahre – die 

Finanzverwaltung betrachtet hierbei einen Zeitraum von drei 

Jahren – eine Sanierung auf Raten zu Herstellungskosten 

führen, wenn durch die zeitlich gestreckten Maßnahmen 

insgesamt der Gebrauchswert des Gebäudes erhöht wird.45

Grundsätzlich unerheblich für die Klassifizierung ist, dass der 

Gebäudewert durch die Baumaßnahmen steigt, dass die 

neuen oder renovierten Bestandteile eine bessere Beschaf-

fenheit aufweisen oder dass – gerade bei umfangreichen 

Sanierungen – sehr hohe Ausgaben in engem zeitlichem 

Zusammenhang entstehen. Die Feststellungslast für Tat-

sachen, die eine Behandlung von Aufwendungen als An-

schaffungs- oder Herstellungskosten begründen, trägt das 

FA; zu beachten ist aber eine erhöhte Mitwirkungspflicht des 

Stpfl. nach § 90 Abs. 1 Satz 3 AO.46

2.2.4 Anschaffungsnahe Herstellungskosten
Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes gehören steuer-

lich nach § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG auch Aufwendungen für 

Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die in-

nerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes 

durchgeführt werden, wenn die Aufwendungen ohne Um-

satzsteuer 15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes 

übersteigen (sog. anschaffungsnahe Herstellungskosten).

Beispiele für anschaffungsnahe Herstellungskosten█▶

▶ Kosten für Schönheitsreparaturen, also für das Tapezieren 

oder Anstreichen der Wände und Decken, Streichen der 

Fußböden, Heizkörper, Innen- und Außentüren sowie der 

Fenster,47

▶ Kosten zur Versetzung in einen betriebsbereiten Zustand,48

▶ Kosten für eine über den ursprünglichen Zustand hinaus-

gehende wesentliche Verbesserung des Gebäudes.49

Praxishinweis █▶ Das Handelsrecht kennt den Begriff

der „anschaffungsnahen Herstellungskosten“ nicht. Es 

handelt sich um einen rein steuerrechtlichen Begriff, der 

zu einer Abweichung zwischen Handels- und Steuerbilanz 

führt, da die steuerlich aktivierten Aufwendungen in der 

Handelsbilanz als Erhaltungsaufwand gebucht (z. B. 

„Sonstige betriebliche Aufwendungen“) werden. Hieraus 

können sich grds. aktive latente Steuern ergeben.

Unerheblich für die Zuordnung, ob anschaffungsnahe Her-

stellungskosten vorliegen, ist, ob deren Anfall für den Stpfl. 

vorhersehbar war. Das hat zu Folge, dass die Kosten für die 

Beseitigung verdeckter, aber bei Kauf bereits vorhandener 

Mängel am Gebäude in die Berechnung einzubeziehen 

sind.50

Zu den anschaffungsnahen Herstellungskosten gehören 

nicht die Aufwendungen für Erweiterungen sowie Auf-

wendungen für Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicher-

weise anfallen, oder Aufwendungen, die nicht direkt am 

Gebäude selbst durchgeführt werden (z. B. Mieterabfindun-

gen).51 Übliche Erhaltungsarbeiten sind z. B. Heizungs- und 

Aufzugswartungen, Ablesekosten oder Kosten für den 

Kaminkehrer. Ebenso sind entsprechend dem Gesetzeswort-

laut die Aufwendungen für Erweiterungen i. S. des § 255 

Abs. 2 Satz 1 HGB keine anschaffungsnahen Herstellungs-

kosten; diese sind ohnehin als Herstellungskosten zu 

aktivieren. Ebenfalls ausgeschlossen sind Kosten zur Be-

STEUER- UND BILANZPRAXIS

38 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 40 f.

39 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 44.

40 Vgl. BFH, Urteil v. 25.9.2007 - IX R 28/07 NWB CAAAC-67522, BStBl 2008 II S. 218.

41 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 43 u. 46.

42 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 47 ff.

43 Vgl. BFH, Urteil v. 22.9.2009 - IX R 21/08 NWB SAAAD-40097, BFH/NV 2010 S. 846.

44 Vgl. BFH, Urteil v. 9.5.1995 - IX R 116/92 NWB HAAAA-95691, BStBl 1996 II S. 632

45 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 51 f.

46 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 74.

47 Vgl. BFH, Urteil v. 14.6.2016 - IX R 22/15 NWB RAAAF-82843, BStBl 2016 II S. 999.

48 Vgl. BFH, Urteil v. 14.6.2016 - IX R 15/15 NWB HAAAF-82842, BStBl 2016 II S. 996.

49 Vgl. BFH, Urteil v. 14.6.2016 - IX R 25/14 NWB BAAAF-82844, BStBl 2016 II S. 992.

50 Vgl. BFH, Urteile v. 9.5.2017 - IX R 6/16 NWB HAAAG-58607, BStBl 2018 II S. 9, und v. 13.3.2018 - 

IX R 41/17 NWB EAAAG-88491, BStBl 2018 II S. 533.

51 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 54 und 56.
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hebung eines Substanzschadens, der erst nach Anschaffung 

schuldhaft durch Dritte52 oder zufällig (z. B. durch Natur-

katastrophen)53 entstanden ist.

Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungs-

maßnahmen können nur dann als anschaffungsnahe Her-

stellungskosten eingestuft werden, wenn die entsprechen-

den Maßnahmen innerhalb von drei Jahren nach der 

Anschaffung durchgeführt werden. Der Dreijahreszeitraum 

ist dabei taggenau zu berechnen und beginnt mit dem 

Übergang des wirtschaftlichen Eigentums, also mit dem 

Übergang von Besitz, Gefahr, Nutzungen und Lasten.54

Praxishinweis █▶ Zum Ablauf dieses Dreijahreszeit-

raums ist es nicht erforderlich, dass die Instandsetzungs- 

und Modernisierungsmaßnahmen bereits vollständig be-

endet, abgerechnet oder bezahlt sind. Werden die Maß-

nahmen erst nach Ablauf der Dreijahresfrist abgeschlos-

sen, sind jedoch nach Ansicht der Finanzverwaltung nur 

diejenigen Bauleistungen zu berücksichtigen, die bis zum 

Ende des Dreijahreszeitraums tatsächlich erbracht wur-

den; die auf diesen Zeitraum entfallenden Aufwendungen 

sind ggf. im Wege der Schätzung zu ermitteln. Grund-

sätzlich lässt sich damit wohl durch eine Pausierung einer 

Maßnahme bis über den Stichtag hinaus eine Aktivierung 

von Kosten vermeiden.

Verfahrensrechtlich stellt das nachträgliche Über- oder 

Unterschreiten der 15 %-Grenze ein rückwirkendes Ereignis 

dar. Wird die 15 %-Grenze im zweiten oder dritten Jahr des 

Betrachtungszeitraums über- oder wegen Erstattungen (z. B. 

durch Dritte) wieder unterschritten, müssen die Bescheide 

der vorangehenden Jahre von Amts wegen nach § 175 Abs. 1 

Nr. 2 AO korrigiert werden. Die in den jeweiligen Jahren 

angefallenen oder erstatteten Aufwendungen erhöhen bzw. 

vermindern dabei entsprechend R 7.4 Abs. 9 Satz 3 EStR 

2012 zu Beginn des jeweiligen Jahres die AfA-Bemessungs-

grundlage. Ob bei Wohngebäuden eine Standardhebung 

vorliegt, ist für die ersten drei Jahre nach der Anschaffung 

eines Gebäudes nicht zu prüfen, wenn die Aufwendungen 

für die Instandsetzung und Modernisierung ohne die Um-

satzsteuer insgesamt 15 % der Anschaffungskosten des 

Gebäudes nicht übersteigen.55

Zusammenfassendes Beispiel█▶ Die A-GmbH erwirbt ein 

Grundstück samt Bürogebäude für 5.000 T€. Auf das Gebäude 

entfallen hierbei Anschaffungskosten von 4.000 T€. In der Zeit 

zwischen Erwerb und der Nutzung für die Forschungs- und 

Entwicklungsabteilung (acht Monate) führte die A-GmbH 

folgende Baumaßnahmen durch:

▶ Austausch Fenster: 300 T€ (netto),

▶ Sanierung Sanitäranlagen: 300 T€ (netto),

▶ Anbau Kantine: 500 T€ (netto),

▶ Wartung Heizung: 10 T€ (netto).

Für die Bemessung der anschaffungsnahen Herstellungskosten 

sind die jährlichen Erhaltungsarbeiten (Wartung Heizung) und 

die Erweiterungen (Anbau Kantine) für die Bemessung der 

15 %-Grenze herauszurechnen. Folglich liegen keine anschaf-

fungsnahen Herstellungskosten vor, da diese mit 15 % [(300 T€

+ 300 T€) / 4.000 T€] die 15 %-Schwelle nicht übersteigen. Die 

Aufwendungen sind als Instandhaltungsaufwendungen un-

mittelbar abziehbar.

Zwei Jahre nach Erwerb des Gebäudes werden verschiedene 

Schönheitsreparaturen im Eingangsbereich des Gebäudes 

durchgeführt (in Summe 100 T€ (netto)). Diese Maßnahmen 

führen zu einer Überschreitung der 15 %-Grenze und damit 

sind rückwirkend auch die Kosten des Fensteraustausches und 

der Sanierung der Sanitäranlagen als anschaffungsnahe 

Herstellungskosten zu aktivieren. 

Praxishinweis █▶ Zusammentreffen von Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten mit Erhaltungsaufwen-

dungen: Bei umfassenden Instandsetzungs- und Moder-

nisierungsprojekten können sowohl Aufwendungen an-

fallen, die der Versetzung in einen betriebsbereiten 

Zustand, der Erweiterung des Gebäudes oder einer über 

den ursprünglichen Zustand hinausgehenden wesentli-

chen Verbesserung dienen, als auch reine Erhaltungs-

arbeiten. Die Aufwendungen sind ggf. im Wege der 

Schätzung in aktivierungspflichtige Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten einerseits und sofort abziehbare 

Erhaltungsaufwendungen andererseits aufzuteilen.

Beispiel█▶ Das Aufsetzen einer Dachgaube vergrößert die 

nutzbare Fläche des Gebäudes. Diese Maßnahme wird zum 

Anlass genommen, das übrige, schadhafte Dach neu zu 

decken. Das Neudecken des Dachs greift bautechnisch nicht 

mit dem Aufsetzen der Gaube (also einer Erweiterungsmaß-

nahme) ineinander und steht somit nicht in einem sachlichen 

Zusammenhang. Daher sind die Aufwendungen für das 

Aufsetzen der Gaube (einschließlich der Aufwendungen für 

das Decken der Gaube mit Dachziegeln) Herstellungskosten, 

während die Aufwendungen für das Decken des übrigen Dachs 

Erhaltungsaufwendungen sind.

Eine solche Aufteilung kann allerdings unterbleiben, wenn alle 

Aufwendungen ohnehin als anschaffungsnahe Herstellungs-

kosten gem. § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG einzustufen sind.56

2.2.5 Abbruchkosten und Abstandszahlungen
Besonderheiten ergeben sich bei der Herstellung im Zusam-

menhang mit Abbruchkosten. Es werden die folgenden vier 

Fallgruppen durch Rechtsprechung und Finanzverwaltung 

unterschieden (vgl. H 6.4 „Abbruchkosten“ EStR):
▶ Nr. 1: Errichtung eines Gebäudes auf einem eigenen, 

bereits bebauten Grundstück,

▶ Nr. 2: Erwerb eines Gebäudes ohne Abbruchabsicht,

▶ Nr. 3: Erwerb eines Gebäudes mit Abbruchabsicht,

▶ Nr. 4: Abbruch eines zum Privatvermögen gehörenden 

Gebäudes und die Errichtung eines zum Betriebsver-

BILANZIERUNG UND BESTEUERUNG VON IMMOBILIEN

52 Vgl. BFH, Urteile v. 9.5.2017 - IX R 6/16 NWB HAAAG-58607, BStBl 2018 II S. 9, und v. 13.3.2018 - IX R 41/

17 NWB EAAAG-88491, BStBl 2018 II S. 533.

53 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 61.

54 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 62 f.

55 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 77.

56 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 69 ff.

G:/StuB/Heftdaten/2026/Sonderdrucke/Beilage_zu_Heft_10/UXD_Druckreif/Zieglmaier_Sieber_Beilage_04_th.uxd · 07.05.2026 (09:29)

8 StuB Beilage zu Heft 10/2026 



mögen gehörenden Gebäudes (Einlage mit Abbruchab-

sicht).

In den Fällen der Nr. 1 und Nr. 2 sind die Abbruchkosten 

sowie der Restbuchwert des abgebrochenen Gebäudes 

handels- wie steuerrechtlich sofort abziehbare Betriebsaus-

gaben.57

Im Falle von Nr. 3 ist weiter zu unterscheiden, ob das 

Gebäude bei Erwerb technisch oder wirtschaftlich ver-

braucht war. War es objektiv wertlos, sind die Anschaffungs-

kosten vollständig dem Grund und Boden zuzurechnen und 

die Abbruchkosten sind bei engem wirtschaftlichem Zusam-

menhang mit der Herstellung eines neuen Gebäudes, 

steuerlich dessen Herstellungskosten, zuzurechnen. Gleich-

sam verhält es sich bei nicht objektiv wertlosen Gebäuden 

mit dem Buchwert des Gebäudes. Handelsrechtlich besteht 

in der Literatur die folgende abweichende Meinung: Wird ein 

Grundstück mit einem technisch und wirtschaftlich ver-

brauchten Gebäude erworben, liegen nur Anschaffungs-

kosten des Grundstücks vor. Die Abbruchkosten sind dann –

unabhängig davon, wann sie anfallen –, (nachträgliche) 

Anschaffungskosten des Grundstücks.58

Praxishinweis █▶ Wird mit dem Abbruch eines Ge-

bäudes innerhalb von drei Jahren nach dem Erwerb 

begonnen, spricht der Beweis des ersten Anscheins dafür, 

dass der Erwerber das Gebäude in der Absicht erworben 

hat, es abzureißen. Der Anscheinsbeweis kann jedoch 

durch Gegenbeweis entkräftet werden.

Im Fall der Nr. 4 gehören der Wert des abgebrochenen 

Gebäudes und die Abbruchkosten zu den Herstellungskosten 

des neu zu errichtenden Gebäudes; der Einlagewert des 

Gebäudes ist nicht schon deshalb mit 0 € anzusetzen, weil 

sein Abbruch beabsichtigt ist.59

Neben den Abbruchkosten führen auch Abstandszahlungen

an den Mieter oder Pächter für eine vorzeitige Räumung des 

Gebäudes zu Herstellungskosten.60

III. Besitz

1. Folgebewertung Abschreibung

1.1 Gebäude AfA im Regelfall
Gebäude des Anlagevermögens sind nach § 253 Abs. 3 HGB 

bzw. § 7 Abs. 1 EStG im Ganzen Gegenstand der AfA. Daher 

sind diese grds. als einheitlicher Vermögensgegenstand bzw. 

einheitliches Wirtschaftsgut mit ihren gesamten Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten zu bewerten und die AfA ist 

einheitlich vorzunehmen. Allerdings kann ein einzelnes 

Gebäude wie bereits ausgeführt steuerlich aus mehreren 

selbständigen Gebäudeteilen bestehen, die jeweils eigen-

ständige Gegenstände der AfA sein können (§ 7 Abs. 5a 

EStG).

Gebäude bzw. selbständige Gebäudeteile werden steuerlich 

bei der im Regelfall anzuwendenden linearen AfA nach § 7 

Abs. 4 EStG entsprechend gesetzlich vorgegebenen Prozent-

sätzen und damit einer fiktiven Nutzungsdauer abgeschrie-

ben. Die tatsächliche, in aller Regel längere, tatsächliche 

Nutzungsdauer wird hierbei grds. nicht berücksichtigt. 

Welcher Abschreibungssatz für das Gebäude einschlägig 

ist, hängt zum einen von der Nutzung und zum anderen vom 

Fertigstellungsdatum bzw. von der Stellung des Bauantrags 

ab.

Praxishinweis █▶ Die handelsrechtlichen Abschrei-

bungssätze orientieren sich in der Praxis regelmäßig an 

den steuerlichen Vorgaben; dies vermeidet Bewertungs-

unterschiede zwischen Handels- und Steuerbilanz. Den-

noch ist darauf zu achten, dass die so gewählte 

Nutzungsdauer zu einem den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechenden Bild der Vermögenslage führt und die 

Nutzungsdauer nicht den betrieblichen Realitäten wider-

spricht.

Nach § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG werden Gebäude in einem 

Betriebsvermögen, die nicht Wohnzwecken dienen und für 

die der Bauantrag nach dem 31.3.1985 gestellt wurde, mit 

3 % jährlich abgeschrieben. Andere Gebäude, also z. B. solche 

im Privatvermögen oder solche, deren Bauantrag vor dem 

1.4.1985 gestellt wurde, werden nach § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 

EStG wie folgt abgeschrieben:
▶ bei Fertigstellungsdatum vor dem 1.1.1925 mit 2,5 % p. a.,

▶ bei Fertigstellungsdatum nach dem 31.12.1924 und vor 

dem 1.1.2023 mit 2 % p. a.,

▶ bei Fertigstellungsdatum nach dem 31.12.2022 mit 3 % 

p. a.

Zu beachten ist, dass bei jedem Eigentumswechsel des 

Gebäudes auf die jeweils anfallenden Anschaffungskosten 

grds. wiederum die Abschreibungssätze entsprechend der 

Nutzung und dem Fertigstellungsdatum anzuwenden sind.

Die AfA ist grds. ab dem Zeitpunkt der Anschaffung oder der 

Fertigstellung bei Herstellung des Gebäudes vorzunehmen 

(vgl. R 7.4 Abs. 1 EStR). Unter Anschaffung ist der Erwerb des 

zivilrechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentums zu verste-

hen. Letzteres geht mit Besitz, Gefahr, Nutzen und Lasten auf 

den Erwerber über, d. h. eine Auflassung ist nicht notwendig.

Die Fertigstellung eines selbst errichteten Gebäudes ist 

anzunehmen, wenn die wesentlichen Bauarbeiten abge-

schlossen sind und das Gebäude für den vorgesehenen 

Zweck nutzbar ist. Etwaige (unwesentliche) Restarbeiten 

stehen einer Fertigstellung und damit dem Beginn der AfA 

nicht im Wege. Der BFH stellt in seiner Rechtsprechung auf 

die Bezugsfertigkeit ab.61 Diese ist bei betrieblich genutzten 

Gebäuden anzunehmen, sobald die wesentlichen Bestand-

STEUER- UND BILANZPRAXIS

57 Vgl. zu Nr. 1: BFH, Urteil v. 21.7.1963 - VI 330/61 U NWB QAAAA-90030, BStBl 1963 III S. 477, und BFH, 

Urteil v. 28.3.1973 - I R 115/71 NWB PAAAA-90882, BStBl 1973 II S. 678. Vgl. zu Nr. 2: BFH, Urteil 

v. 12.6.1978 - GrS 1/77 NWB VAAAA-91356, BStBl 1978 II S. 620.

58 Vgl. Schubert/Hutzler, Beck'scher Bilanz-Kommentar, 15. Aufl. 2026, § 255.

59 Wurde das abgebrochene Gebäude zuvor zu eigenen Wohnzwecken oder anderen nicht einkommen-

steuerlich relevanten Zwecken genutzt, stehen die Abbruchkosten und ggf. die Absetzungen für 

außergewöhnliche Abnutzung ausschließlich im Zusammenhang mit dem Neubau und bilden 

Herstellungskosten des neuen Gebäudes. Vgl. BFH, Urteil v. 9.2.1983 - I R 29/79 NWB BAAAA-91837, 

BStBl 1983 II S. 451.

60 Vgl. BFH, Urteil v. 9.2.1983 - I R 29/79 NWB BAAAA-91837, BStBl 1983 II S. 451.

61 Vgl. BFH, Beschluss v. 9.12.1997 - X B 213/96 NWB KAAAB-39521, BFH/NV 1998 S. 698.
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teile, wie z. B. die Außenwände, Fenster und das Dach, 

fertiggestellt sind. Bei einer Wohnung ist von Bezugsfer-

tigkeit auszugehen, wenn es „zumutbar“ ist, das in seinen 

wesentlichen Bereichen nutzbare Gebäude zu bewohnen. 

Unerheblich für den Beginn der AfA ist die baubehördliche 

Abnahme des Gebäudes. Besteht ein Gebäude aus mehreren 

selbständigen Gebäudeteilen, ist die Nutzbarkeit und damit 

der Beginn der AfA eines jeden Gebäudeteils eigenständig zu 

beurteilen.

Praxishinweis █▶ Ein Verzicht auf bzw. ein späterer 

Beginn der AfA (z. B. um diese steuermindernd in einen 

späteren Veranlagungszeitraum zu verlagern) ist nicht 

möglich.

Bei unterjähriger Anschaffung oder Herstellung des Ge-

bäudes vermindert sich für dieses Jahr die AfA um jeweils ein 

Zwölftel für jeden vollen Monat, der dem Monat der 

Anschaffung oder Herstellung vorangeht (§ 7 Abs. 1 Satz 4 

EStG).

Die AfA ist bis zum vollständigen Verbrauch der Bemes-

sungsgrundlage vorzunehmen. Wird das Gebäude verkauft 

oder nicht mehr zur Erzielung von Einkünften verwendet, 

endet die AfA entsprechend im Verkaufszeitpunkt oder zum 

Zeitpunkt der Nutzungsänderung, d. h. z. B. bei einem 

unterjährigen Verkauf ist die AfA entsprechend nur zeitan-

teilig in Anspruch zu nehmen.

1.2 Kürzere tatsächliche Nutzungsdauer
Liegt die tatsächliche Nutzungsdauer allerdings unterhalb 

der gesetzlichen Fiktion, ist eine Überschreitung der steuer-

lichen AfA-Sätze und damit eine Abweichung zugunsten des 

Stpfl. möglich (§ 7 Abs. 4 Satz 2 EStG) bzw. handelsrechtlich 

geboten. Die zu schätzende kürzere tatsächliche Nutzungs-

dauer wird durch folgende Einflussfaktoren bestimmt:
▶ den technischen Verschleiß,

▶ die wirtschaftliche Entwertung sowie

▶ rechtliche Gegebenheiten, welche die Nutzungsdauer 

eines Gegenstands begrenzen können.62

Technischer Verschleiß in diesem Sinne liegt vor, wenn 

tragende Teile, d. h. insbesondere der Tragstruktur des 

Bauwerks (Dachkonstruktion, tragende Innen- und Außen-

wände, Geschossdecken und Fundament), das Gebäude in 

seiner Gesamtheit in seiner Nutzungsfähigkeit beeinträchti-

gen.63 Eine wirtschaftliche Entwertung kann der kürzeren 

AfA nur zugrunde gelegt werden, wenn das Gebäude vor 

Ablauf der technischen Nutzungsdauer objektiv wirtschaft-

lich verbraucht ist, d. h. wenn die Möglichkeit einer 

wirtschaftlich sinnvollen (anderweitigen) Nutzung oder Ver-

wertung endgültig entfallen ist.64

Praxishinweis █▶ Bei bestimmten Gebäudetypen (z. B. 

Hallen in Leichtbauweise oder bei Ställen und Schuppen) 

oder auch Gebäudeteilen, die selbständige unbewegliche 

Wirtschaftsgüter sind (z. B. Ladeneinbauten, Schau-

fensteranlagen und Gaststätteneinbauten, soweit sie 

keine Betriebsvorrichtungen oder Scheinbestandteile 

sind), ergeben sich i. d. R. kürzere Nutzungsdauern schon 

aus den amtlichen AfA-Tabellen. Auch diese können 

unterstützend bei der handelsrechtlichen Bilanzierung 

herangezogen werden.

Eine von der Bundesregierung ursprünglich im Jahr 2022 

beabsichtigte Streichung der Ausnahmeregelung zur kürze-

ren Nutzungsdauer für Gebäudeabschreibung wurde im 

Jahressteuergesetz 2022 nicht umgesetzt. Diese kürzere 

Nutzungsdauer ist entsprechend der Rechtsprechung des 

BFH vom Stpfl. glaubhaft darzulegen.65 Hierzu können sich 

Stpfl. nach Meinung des BFH jeder Darlegungsmethode 

bedienen, sofern diese zur Führung des erforderlichen 

Nachweises geeignet erscheint und Rückschlüsse auf die 

maßgeblichen Determinanten möglich sind.66

Die Finanzverwaltung hat unter Bezug auf die BFH-Recht-

sprechung mit Schreiben vom 22.2.2023 zu den Voraus-

setzungen für die Anwendung einer kürzeren tatsächlichen 

Nutzungsdauer Stellung genommen und insbesondere hohe 

Anforderungen an den Nachweis gestellt. Dieses Schreiben 

wurde allerdings kürzlich soweit ersichtlich ersatzlos und 

ohne Ankündigung eines Nachfolgeschreibens zu dem 

Thema der kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer wieder 

aufgehoben.67

Hintergrund dürfte sein, dass der BFH von dem 

aufgehobenen BMF-Schreiben mehrfach zugunsten der Stpfl. 

abgewichen ist. So widerspricht der BFH der von Seiten der 

Verwaltung aufgestellten hohen Anordnung an ein zum 

Nachweis geeignetes Gutachten und sieht auch ein Bausach-

verständigengutachten als ausreichend an.68 Ganz konkret 

weist der BFH des Weiteren die Anweisung des BMF in Rz. 24 

des Schreibens vom 22.2.2023 zurück, dass die „bloße 

Übernahme“ einer Restnutzungsdauer aus einem Verkehrs-

wertgutachten als Nachweis einer kürzeren tatsächlichen 

Nutzungsdauer nicht ausreiche. Vielmehr erkennt der BFH 

die sachverständige Ermittlung der Restnutzungsdauer 

gem. § 4 Abs. 3 ImmoWertV 2021 als gutachterlich 

anerkannte Schätzungsmethode an.69

Das BMF hatte – vermutlich auch vor dem Hintergrund der 

für das BMF unerfreulichen BFH-Rechtsprechung – eine 

Novelle des § 11c EStDV vorgeschlagen,70 mit dem der 

Nachweis der kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer gere-

gelt werden sollte. Die Bundesregierung hat diesen Vor-

schlag aber nicht übernommen.71 Die erfolgte (ersatzlose) 

Auwebung des BMF-Schreibens vom 22.2.2023 könnte da-

rauf hindeuten, dass ein neuer Versuch zur Regelung des 

Nachweises gem. § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG unternommen wird. 

BILANZIERUNG UND BESTEUERUNG VON IMMOBILIEN

62 Vgl. BMF, Schreiben v. 22.2.2023 - IV C 3 - S 2196/22/10006 :005 NWB OAAAJ-34293, BStBl 2023 I S. 33, 

Rz. 17.

63 Vgl. BFH, Beschluss v. 10.7.2015 - IX B 34/15 NWB GAAAE-99385, BFH/NV 2015 S. 1429.

64 Vgl. BFH, Urteil v. 4.3.2008 - IX R 16/07 NWB HAAAC-81438, BFH/NV 2008 S. 1310.

65 Vgl. BFH, Urteil v. 22.4.2013 - IX B 181/12 NWB DAAAE-39293, BFH/NV 2013 S. 1267.

66 Vgl. BFH, Urteil v. 28.7.2021 - IX R 25/19 NWB WAAAH-95921.

67 Vgl. BMF, Schreiben v. 1.12.2025 - IV C 3 - S 2196/00040/006/008 NWB FAAAK-05794, BStBl 2025 I S. 2038.

68 Vgl. BFH, Urteil v. 28.7.2021 - IX R 25/19 NWB WAAAH-95921.

69 Vgl. BFH, Urteil v. 23.1.2024 - IX R 14/23 NWB BAAAJ-66684, BStBl 2025 II S. 956.

70 Vgl. Referentenentwurf der siebten Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen: Bearbeitungs-

stand v. 4.8.2025; https://go.nwb.de/k1ka6; vgl. Bolik, StuB 2025 S. 713 NWB AAAAJ-99722.

71 Vgl. BR-Drucks. 626/25.
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Bis dahin gilt die aus Sicht des Stpfl. o. g. vorteilhafte BFH-

Rechtsprechung. Es ist demnach aktuell von einer Metho-

denfreiheit auszugehen, also dass grds. keine bestimmte Art 

eines Sachverständigengutachtens als Nachweis der tatsäch-

lich kürzeren Nutzungsdauer verlangt werden darf.

Praxishinweis █▶ In der Praxis bleibt abzuwägen, ob 

die Vorteile einer kürzeren Nutzungsdauer und damit 

von höheren jährlichen AfA-Beträgen die Kosten für ein 

Gutachten übersteigen.

1.3 Besondere Abschreibungsvorschriften für Gebäude

1.3.1 Einheitliche Regelungen für erhöhte Absetzungen 

und Sonderabschreibungen
Neben der linearen AfA nach § 7 Abs. 4 EStG sieht das EStG 

verschiedene erhöhte Abschreibungen oder Sonderabschrei-

bungen für Gebäude vor. Hintergrund ist meist ein vom 

Gesetzgeber gewünschter Lenkungs- oder Förderungseffekt. 

Einige einheitliche Regelungen für erhöhte oder Sonder-AfA 

sieht § 7a EStG vor. So sind nach § 7a Abs. 8 EStG bspw. 

erhöhte Abschreibungen oder Sonder-AfA für Gebäude in 

einem Betriebsvermögen nur dann zulässig, wenn sie in ein 

besonderes laufendes Verzeichnis aufgenommen werden, 

das Anschaffungs- oder Herstellungstag sowie -kosten, 

Nutzungsdauer und die regulären sowie die besonderen 

Abschreibungsbeträge enthält.

1.3.2 Degressive Abschreibung
Die degressive Gebäude-AfA, welche zu Beginn des Ab-

schreibungszeitraums höhere AfA-Sätze erlaubte, war zwi-

schenzeitlich weggefallen. Die Regelungen finden allerdings 

noch in Altfällen Anwendung, wenn in Herstellungsfällen 

der Bauantrag vor dem 1.1.2006 gestellt oder in Anschaf-

fungsfällen der Notarvertrag rechtswirksam vor dem 

1.1.2006 abgeschlossen wurde (§ 7 Abs. 5 EStG).

Im Rahmen des sog. Wachstumschancengesetzes72 wurde 

2024 allerdings mit § 7 Abs. 5a EStG wieder eine befristete 

degressive Abschreibung i. H. von 5 % für Gebäude ermög-

licht, die Wohnzwecken dienen und die vom Stpfl. hergestellt 

oder bis zum Ende des Jahres der Fertigstellung angeschafft 

worden sind. Im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 

erfolgt die Abschreibung zeitanteilig. Die degressive AfA 

kann für alle Wohngebäude, die in einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschafts-

raums belegen sind, in Anspruch genommen werden, wenn 

mit der Herstellung nach dem 30.9.2023 und vor dem 

1.10.2029 begonnen wird. Im Fall der Anschaffung ist die 

degressive AfA nur dann möglich, wenn der obligatorische 

Vertrag nach dem 30.9.2023 und vor dem 1.10.2029 rechts-

wirksam abgeschlossen wird.

Praxishinweis █▶ Es besteht ein Wahlrecht, von der 

degressiven hin zur linearen AfA nach § 7 Abs. 4 EStG zu 

wechseln. Dies kann insbesondere im Fall außergewöhnli-

cher technischer oder wirtschaftlicher Abnutzungen sinn-

voll sein, da – so lange die degressive Absetzung vorge-

nommen wird – solche außerplanmäßigen Abschreibun-

gen nicht vorgenommen werden dürfen.

1.3.3 Abschreibung bei Mietwohnungsneubau
Mit der Sonderabschreibung i. H. von bis zu 5 % p. a. nach 

§ 7b EStG sollen steuerliche Anreize für den Mietwohnungs-

neubau im bezahlbaren Mietsegment gesetzt werden. Die 

Regelung wurde durch das Jahressteuergesetz 2022 vom 

16.12.2022 ab dem Jahr 2023 bis zum Jahr 2026 nach 

zwischenzeitlichem Auslaufen wieder reaktiviert. Mit Schrei-

ben vom 21.5.2025 hat nun – nach über zwei Jahren – auch 

die Finanzverwaltung zur aktuellen Fassung des § 7b EStG 

ausführlich Stellung genommen.73 Mit Blick auf die Zahl der 

Wohnungsneubauten in den vergangenen Jahren dürfte 

zwar klar sein, dass die Sonderabschreibung nach § 7b EStG 

keinen „Bauboom“ verursacht hat, allerdings ist dies wohl 

auch in wesentlichen Teilen anderen Faktoren (z. B. Anstieg 

der Baukosten, Zinskosten) zuzuschreiben. Im Einzelfall kann 

die Sonderabschreibung für den Stpfl. wirtschaftlich interes-

sant sein – wenn auch wie bei jeder Förderung in Form einer 

Abschreibung natürlich nur unter Berücksichtigung der 

zeitlichen Komponente.

Die Begünstigung kann sowohl von Unternehmen als auch 

von Privatpersonen in Anspruch genommen werden. Eine 

zentrale Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Son-

derabschreibung ist, dass die Wohnung „neu“ hergestellt 

wird, also bisher nicht vorhanden gewesen ist. Daher werden 

nur Neubauten von Ein-, Zwei- oder Mehrfamilienhäusern, 

der Ausbau von bestehenden Gebäudeflächen (z. B. Dach-

geschossausbauten), die Aufstockung eines Gebäudes oder 

deren Anbau an ein bestehendes Gebäude (mit Flächener-

weiterung) gefördert. Daneben wäre auch von einer neuen 

Wohnung i. S. des § 7b EStG zu sprechen, wenn bislang 

gewerblich genutzte Flächen in Wohnraum umgestaltet 

werden.

Neben selbst hergestellten Wohnungen können aber auch 

gekaufte Wohnungen als „neu“ und damit förderfähig 

gelten, wenn die Anschaffung bis zum Ende des Jahres der 

Fertigstellung erfolgt (§ 7b Abs. 1 Satz 2 EStG). Der Zeitpunkt 

der Anschaffung bestimmt sich durch die Erlangung der 

wirtschaftlichen Verfügungsmacht über die Wohnung, d. h. 

maßgeblich ist der Übergang von Besitz, Nutzen und Lasten.

Praxishinweis █▶ Die pro-rata-temporis-Regelung des 

§ 7 Abs. 1 Satz 4 EStG bei unterjähriger Anschaffung/

Fertigstellung kommt bei der Sonderabschreibung – auch 

nach Ansicht der Finanzverwaltung – nicht zur Anwen-

dung.74

Sollte dies im Jahr der Anschaffung/Fertigstellung nicht 

gewünscht sein, kann aber auch eine geringere Sonder-

abschreibung in Anspruch genommen werden, da ent-

STEUER- UND BILANZPRAXIS

72 Vgl. Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie Steuervereinfachung 

und Steuerfairness (Wachstumschancengesetz), BGBl 2024 I Nr. 108 v. 27.3.2024.

73 Vgl. BMF, Schreiben v. 21.5.2025 - IV C 3 - S 2197/00009/011/024 NWB TAAAJ-91950.

74 Vgl. BMF, Schreiben v. 21.5.2025 - IV C 3 - S 2197/00009/011/024 NWB TAAAJ-91950, Rz. 63.
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sprechend dem Wortlaut von § 7b Abs. 1 Satz 1 EStG die 

Sonder-AfA „bis zu jährlich 5 % der Bemessungsgrund-

lage“ betragen kann.

Nicht in den Anwendungsbereich des § 7b EStG fällt 

hingegen die Modernisierung oder Sanierung von vorhande-

nem Wohnraum – selbst, wenn dies mit hohen Kosten und 

einer deutlichen Verbesserung der Ausstattungsmerkmale 

einhergeht.

Aus dem Regelungszweck bzw. der gewünschten politischen 

Intention des Mietwohnungsbaus ergibt sich, dass nur 

entgeltlich und dauerhaft zu fremden Wohnzwecken über-

lassene Wohnungen gefördert werden (§ 7b Abs. 2 Nr. 3 

EStG). Im Umkehrschluss werden zu eigenen Wohnzwecken 

genutzte oder kostenlos zu fremden Wohnzwecken über-

lassene Wohnungen nicht begünstigt. Zu differenzieren ist 

bei der sog. verbilligten Vermietung i. S. des § 21 Abs. 2 EStG 

(vgl. oben unter Kapitel III.1.1): In Höhe der entgeltlichen 

Vermietung kann auch die Sonder-AfA in Anspruch ge-

nommen werden, während sie für den unentgeltlich über-

lassenen Teil nicht gewährt wird.

Von einer dauerhaften (im Gegensatz zur kurzfristigen im 

Sinne von z. B. einer Ferienwohnung) Überlassung zu 

Wohnzwecken ist gemäß BMF-Schreiben vom 7.7.2020 

auszugehen, wenn die Wohnung entsprechend dem Miet-

vertrag unbefristet oder mindestens für einen Zeitraum von 

einem Jahr erfolgt. Weder steht die Untervermietung der 

Wohnung zu Wohnzwecken durch den Mieter noch eine 

möblierte Vermietung der Förderung über § 7b EStG 

entgegen. Aus Sicht der Praxis zu begrüßen ist, dass auch 

ein vom Mieter in der Wohnung eingerichtetes häusliches 

Arbeitszimmer durch die Finanzämter aus Vereinfachungs-

gründen noch als „Wohnzweck“ anerkannt wird, so dass der 

Vermieter auch in diesem Fall die Sonder-AfA für die 

gesamte Wohnung in Anspruch nehmen kann.75 Insgesamt 

muss die Wohnung innerhalb der ersten zehn Jahre ent-

geltlich zu Wohnzwecken überlassen werden (§ 7b Abs. 2 

Nr. 3 EStG). Wird die begünstige Wohnung nur für einen 

kürzeren Zeitraum entgeltlich zu Wohnzwecken überlassen, 

dann ist die Sonder-AfA rückgängig zu machen (§ 7b Abs. 4 

EStG).

Daneben stellt der Gesetzgeber verschiedene bauliche 

Anforderungen. So muss die Wohnung bspw. die Kriterien 

des § 181 Abs. 9 BewG erfüllen, d. h. z. B. in ihrer Gesamtheit 

so beschaffen sein, dass die Führung eines selbständigen 

Haushalts darin möglich ist und mindestes eine Wohnfläche 

von 23 qm aufweist.

Praxishinweis █▶ Um auch Studenten- und Senioren-

appartements zu fördern, gelten für diese Erleichterungen 

wie bspw. eine reduzierte Mindestgröße von 20 qm 

Wohnfläche.76

Um dem Ziel der Schaffung von „bezahlbarem“ Wohnraum 

Rechnung zu tragen, wird die Sonder-AfA nur gewährt, wenn 

die Herstellungskosten der Wohnung bestimmte Grenzen 

nicht überschreiten. Werden diese Herstellungskostengren-

zen überschritten, wird die Förderung im Ganzen versagt. 

Dass bedeutet im Einzelnen:
▶ Bei Bauantrag/Bauanzeige nach dem 31.8.2018 und vor 

dem 1.1.2022 dürfen die Herstellungskosten maximal 

3.000 € je qm Wohnfläche betragen.

▶ Bei Bauantrag/Bauanzeige nach dem 31.12.2022 und vor 

dem 1.10.2029 dürfen die Herstellungskosten maximal 

5.200 € je qm Wohnfläche betragen. 

Praxishinweis █▶ Neubauprojekte, für die der Bauan-

trag bzw. die Bauanzeige im Jahr 2022 gestellt wurde, 

fallen aus der Förderung des § 7b EStG heraus. Der 

Gesetzgeber hat von einer durchgehenden und damit 

rückwirkenden Fortgeltung der Sonder-AfA ab dem 

1.1.2022 abgesehen. Begründet wird dies damit, dass 

bereits im Bau befindliche Projekte nicht gefördert 

werden sollen, sondern ausschließlich Anreizwirkung für 

neue Projekte geschaffen werden sollen.

Des Weiteren müssen Wohnungen, deren Bauantrag zwi-

schen dem 1.1.2023 und 30.9.2029 gestellt wird, die Kriterien 

eines „Effizienzhauses 40“ mit Nachhaltigkeits-Klasse erfül-

len. Dies ist durch das „Qualitätssiegel Nachhaltiges Ge-

bäude“ nachzuweisen. Insbesondere die Begrenzung der 

Herstellungskosten in Verbindung mit den hohen Effizienz-

standards machen die Förderung in der praktischen Hand-

habung allerdings schwierig. Des Weiteren war bisher nicht 

geregelt, wie der entsprechende Nachweis zu erfolgen hat. 

Insofern ist es zu begrüßen, dass sich die Verwaltung im 

neuen BMF-Schreiben hierzu – wenn auch kurz – äußert: Das 

Siegel „Nachhaltiges Gebäude“ wird in zwei Qualitäts-

niveaus (QNG-PLUS und QNG-PREMIUM) vergeben, die 

genauen Kriterien, nach denen sich dann die autorisierten 

Zertifizierungsstellen richten müssen, werden vom Bundes-

ministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 

(BMWSB) als Siegelgeber vorgegeben. Die Zertifizierung 

erfolgt ex post, also „nach Baufertigstellung anhand der 

realisierten Gebäudequalitäten“.77

Praxishinweis █▶ Das „Qualitätssiegel Nachhaltiges 

Gebäude“ ist ein staatliches Gütesiegel des Bundesminis-

teriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen für 

Gebäude. Es wird durch akkreditierte Zertifizierungsstel-

len vergeben und soll die Erfüllung von Anforderungen an 

die ökologische, soziokulturelle und ökonomische Qualität 

von Gebäuden sowie an die Qualität der Planungs- und 

Bauprozesse sichern.78

Liegen die Voraussetzungen jedoch vor, können für Woh-

nungen mit Bauantrag/Bauanzeige nach dem 31.8.2018 und 

vor dem 1.1.2022 im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 

sowie in den folgenden drei Jahren bis zu 5 % Sonder-AfA

jährlich auf einen förderfähigen Teil der Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten von maximal 2.000 € je qm Wohnfläche 

BILANZIERUNG UND BESTEUERUNG VON IMMOBILIEN

75 Vgl. BMF, Schreiben v. 21.5.2025 - IV C 3 - S 2197/00009/011/024 NWB TAAAJ-91950, Rz. 37.

76 Vgl. BMF, Schreiben v. 21.5.2025 - IV C 3 - S 2197/00009/011/024 NWB TAAAJ-91950, Rz. 21 f.

77 Vgl. BMF, Schreiben v. 21.5.2025 - IV C 3 - S 2197/00009/011/024 NWB TAAAJ-91950, Rz. 19.

78 Vgl. https://go.nwb.de/kead4 für weitere Informationen zum Qualitätssiegels „Nachhaltiges Gebäude“

(zuletzt abgerufen am 6.4.2026).
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in Anspruch genommen werden. Wurde der Bauantrag/die 

Bauanzeige nach dem 31.12.2022 und vor dem 1.10.2029 

gestellt, erhöht sich der förderfähige Teil der Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten auf max. 4.000 € je qm Wohnfläche. 

Somit wird durch § 7b EStG ggf. lediglich ein Teil der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten steuerlich begünstigt. 

Neben der Sonder-AfA ist die reguläre AfA nach § 7 Abs. 4 

EStG oder – seit der Einführung durch das sog. Wachstums-

chancengesetz – die degressiven Abschreibung nach § 7 

Abs. 5a EStG zu gewähren.79

Praxishinweis █▶ Im Zusammenspiel mit der Sonder-

abschreibung nach § 7b EStG nimmt die Finanzverwal-

tung wohl an, dass sich der für die degressive Ab-

schreibung relevante Restbuchwert nur um die in An-

spruch genommene degressive Abschreibung vermindert, 

nicht aber um die zusätzliche Sonder-AfA nach § 7b EStG. 

Dies ist im Ergebnis für den Stpfl. vorteilhaft.

Zu beachten ist aber, dass sich die degressive Restwert-

AfA gem. § 7a Abs. 9 EStG ab dem fünften Jahr dann aber 

auch entsprechend dem neuen BMF-Schreiben von dem 

um die Sonderabschreibung nach § 7b EStG geminderten 

Restbuchwert ermittelt.80

Nach der Inanspruchnahme einer Gebäude-Sonder-AfA, z. B. 

nach § 7b EStG, bemisst sich die AfA nach Ablauf des 

entsprechenden Begünstigungszeitraums nach dem Rest-

wert und dem nach § 7 Abs. 4 EStG unter Berücksichtigung 

der Restnutzungsdauer maßgebenden Prozentsatz (§ 7a 

Abs. 9 EStG). Die hier relevante Restnutzungsdauer ist zu 

berechnen als die Gesamtnutzungsdauer des Gebäudes nach 

§ 7 Abs. 4 Satz 1 EStG abzüglich des für die Sonder-AfA 

geltenden Begünstigungszeitraums.

Beispiel█▶ Bei einem zum 1.1.2026 fertiggestellten Ge-

bäude wird die Sonder-AfA nach § 7b EStG zutreffend in 

Anspruch genommen. § 7b Abs. 1 Satz 1 EStG sieht einen 

Begünstigungszeitraum von vier Jahren vor (Jahr der Her-

stellung und die folgenden drei Jahre). Die Restnutzungsdauer 

im Jahr 2030 (nach Ablauf des Begünstigungszeitraums) 

errechnet sich wie folgt: 33,33 Jahre (Nutzungsdauer gem. 

§ 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2a EStG) abzüglich vier Jahre 

(Begünstigungszeitraum gem. § 7b EStG) gleich 29,33 Jahre. 

Demnach ist das Gebäude ab 2030 mit ca. 3,41 % pro Jahr 

abzuschreiben. 

Für Unternehmen ist abschließend zu beachten, dass die 

Einhaltung der sog. De-minimis-Verordnungen nach § 7b 

Abs. 5 EStG zu prüfen ist.81 Ergibt die Prüfung der Einhaltung 

der Beihilfehöchstbeträge, dass mit der Inanspruchnahme 

der Sonderabschreibung der maßgebliche Beihilfehöchstbe-

trag (200.000 € bzw. 300.000 € nach der De-minimis-

Verordnung bzw. 500.000 € bzw. 750.000 € nach der 

DAWI-de-minimis-Verordnung) überschritten wird, ist die 

Sonderabschreibung nach § 7b EStG nur in der Höhe 

zulässig, in der der Beihilfewert aus allen De-minimis-

Beihilfeprogrammen diesen Betrag nicht überschreitet. Zur 

Ermittlung des relevanten wirtschaftlichen Vorteils (Beihilfe-

wert) aus der Sonderabschreibung nach § 7b EStG stellt das 

BMF auf seiner Homepage ein Berechnungsschema bereit. 

Zu beachten ist, dass dieses allerdings auf den 24.5.2024 

datiert ist und demnach z. B. hinsichtlich des hinterlegten 

Zinssatzes oder der degressiven AfA nach § 7 Abs. 5a EStG –

welche gänzlich fehlt – nicht auf dem aktuellen Stand ist.82

1.3.4 Erhöhte Absetzungen bei Gebäuden in Sanierungs-
gebieten und städtebaulichen Entwicklungs-
bereichen

Herstellungskosten für Modernisierungs- und Instandset-

zungsmaßnahmen i. S. des § 177 BauGB an Gebäuden in 

Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbe-

reichen können nach § 7h EStG im Vergleich zum Regelfall 

erhöht abgeschrieben werden. Herstellungskosten für Neu-

bauten werden von der Regelung allerdings nicht erfasst. Im 

Jahr der Modernisierung oder Instandhaltung und in den 

folgenden sieben Jahren können jeweils bis zu 9 % und in 

den folgenden vier Jahren jeweils bis zu 7 % der Herstel-

lungskosten der Baumaßnahmen abgesetzt werden.

Praxishinweis █▶ Der eigentliche Kaufpreis für das 

Gebäude ist nicht begünstigt.

Die erhöhte AfA nach § 7h EStG setzt das Vorliegen einer 

objektbezogenen Bescheinigung der zuständigen Gemeinde, 

die das Sanierungsgebiet und den städtebaulichen Ent-

wicklungsbereich ausgewiesen hat, voraus. Bei Wohneigen-

tum ist eine Bescheinigung für die jeweilige Eigentums-

wohnung auszustellen, d. h. eine lediglich auf das Gesamt-

gebäude bezogene Bescheinigung reicht nicht aus. Die 

Bescheinigung ist materiell-rechtliche Voraussetzung und 

gleichzeitig Grundlagenbescheid i. S. des § 171 Abs. 10 AO.

1.3.5 Erhöhte Absetzungen bei Baudenkmälern
Handelt es sich bei einem Gebäude oder Gebäudeteil nach 

landesrechtlichen Vorschriften um ein Baudenkmal oder ist 

es Teil einer Gebäudegruppe oder Gesamtanlage (Ensemble), 

die als Einheit schützenwert ist, gewährt § 7i EStG erhöhte 

Absetzungen.

Begünstigt werden die Herstellungskosten für Baumaßnah-

men, die zum Erhalt des Gebäudes als Baudenkmal oder zu 

seiner sinnvollen Nutzung erforderlich sind. Daher sind der 

WiederauYau oder die völlige Neuerrichtung eines Ge-

bäudes nicht nach § 7i EStG begünstigt, da lediglich der 

Erhalt bestehender Denkmäler gefördert werden soll.

Die erhöhte Absetzung ist abweichend von der regulären AfA 

nach § 7 Abs. 4 EStG im Jahr der Herstellung und in den 

folgenden sieben Jahren jeweils mit bis zu 9 % und in den 

folgenden vier Jahren jeweils mit bis zu 7 % vorzunehmen.

Die Bauarbeiten müssen grds. „in Abstimmung“ mit der 

jeweils zuständigen Denkmalschutzbehörde durchgeführt 

STEUER- UND BILANZPRAXIS

79 Vgl. zum Zusammenspiel von § 7b EStG und § 7 Abs. 5a EStG auch Morawitz, BBK 2025 S. 930 NWB 

CAAAK-01482.

80 Vgl. BMF, Schreiben v. 21.5.2025 - IV C 3 - S 2197/00009/011/024 NWB TAAAJ-91950, Rz. 66, Beispiel 7 

Buchst. C.

81 Vgl. BMF, Schreiben v. 21.5.2025 - IV C 3 - S 2197/00009/011/024 NWB TAAAJ-91950, Rz. 107 ff.

82 Vgl. https://go.nwb.de/6tiun (zuletzt abgerufen am 6.4.2026).
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werden. Die Abstimmung hat zwingend vor Baubeginn zu 

erfolgen.

Praxishinweis █▶ Nur in absoluten Ausnahmefällen 

kann auf eine vorherige Abstimmung verzichtet werden 

(bspw. beim WiederauYau von durch die Flutkatastrophe 

vom Juli 2021 beschädigten Denkmälern).

Um die erhöhte AfA nach § 7i EStG in Anspruch nehmen zu 

können, muss sowohl die Denkmaleigenschaft als auch die 

Erforderlichkeit der Aufwendungen zur Erhaltung des Objekts 

als Baudenkmal oder seiner sinnvollen Nutzung durch die nach 

Landesrecht zuständige Stelle bescheinigt werden.

Praxishinweis █▶ Eine Übersicht über die zuständigen 

Bescheinigungsbehörden enthält das BMF-Schreiben vom 

4.6.2015.83

Die Bescheinigung ist materielle Voraussetzung für die 

erhöhte AfA und Grundlagenbescheid i. S. des § 171 Abs. 10 

AO. Sie ist objekt- und maßnahmenbezogen auszustellen. 

Bei einem aus mehreren Eigentumswohnungen bestehen-

den Gebäude ist eine Bescheinigung für das Gesamtgebäude 

nicht ausreichend, sondern es ist für jede einzelne Wohnung

eine Bescheinigung auszustellen.

Praxishinweis █▶ Liegt die Bescheinigung im Zeit-

punkt der Abgabe der Steuererklärung noch nicht vor, 

ist im Einzelfall durch das FA ermessensgerecht zu 

entscheiden, ob und in welcher Höhe die Steuerminde-

rung bereits vor Ergehen der Bescheinigung im Wege der 

Schätzung anzuerkennen ist.84

1.4 Außerplanmäßige Abschreibung von Gebäuden
Eine außerplanmäßige Abschreibung (AfaA) kann auch bei 

Gebäuden bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen neben 

der regulären (linearen) AfA vorgenommen werden.

Durch die in § 7 Abs. 1 Satz 7 EStG kodifizierte AfaA wird der 

Wertverzehr durch außergewöhnliche Umstände oder Ein-

wirkungen berücksichtigt, welche die der ursprünglichen AfA 

zugrunde gelegte „technische“ Nutzungsdauer des Wirtschafts-

guts verkürzt (z. B. teilweise Zerstörung durch einen Brand), 

oder die wirtschaftliche Einsatzfähigkeit des Wirtschaftsguts 

verringert (v. a. bei überwiegend durch die Vermietung 

veranlasste außergewöhnliche „Abnutzungseffekte“).

Nicht ausreichend für eine AfaA ist hingegen bspw. eine 

bloße Wertminderung85 oder Baumängel, die bereits vor 

Fertigstellung eines Gebäudes (z. B. durch Fehler in der 

Statik) bestehen.86

1.5 Wechsel der Abschreibungsmethode und Änderung 

der Bemessungsgrundlage
Eine einmal gewählte AfA-Methode ist dann für den Stpfl. 

bindend, wenn der Steuerbescheid, in dem sie berücksichtigt 

worden ist, bestandskräftig ist. In der Praxis kommt es 

allerdings häufig vor, dass ein Gebäude aufgrund einer 

veränderten Nutzung nicht mehr die Voraussetzungen der in 

der Vergangenheit angewandte AfA-Methode erfüllt. So ist 

bspw. ein Wechsel der AfA-Methode vorzunehmen, wenn 

ein Gebäude in einem auf das Jahr der Anschaffung oder 

Herstellung folgenden Jahr die Voraussetzungen des § 7 

Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG erstmals erfüllt oder nicht mehr 

erfüllt (z. B. Wechsel zur Vermietung für Wohnzwecke; vgl. 

R 7.4 Abs. 7 EStR).

Durch Baumaßnahmen verursachte nachträgliche Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten i. S. des § 7a Abs. 1 Satz 1 

und 2 EStG sind im Jahr ihrer Entstehung für Zwecke der AfA 

vereinfachend so zu berücksichtigen, als wären sie zu Beginn 

des Jahres aufgewendet worden. Sie erhöhen demnach die 

ursprüngliche Bemessungsgrundlage, wohingegen der bishe-

rige AfA-Satz unverändert anzuwenden ist. Durch dieses 

Vorgehen verlängert sich die Abschreibungsdauer des Ge-

bäudes. Die Verkürzung auf die tatsächliche kürzere Nut-

zungsdauer ist aber und unter den oben dargestellten 

Maßgaben grds. möglich.

2. Erhaltungsaufwendungen
Erhaltungsaufwendungen sind sofort abziehbare Betriebs-

ausgaben, sofern diese nicht als Anschaffungskosten zur 

Versetzung in einen betriebsbereiten Zustand oder (an-

schaffungsnahe) Herstellungskosten zu qualifizieren sind 

(vgl. hierzu Kapitel II.).

Beispiele für Erhaltungsaufwendungen87█▶

▶ Anbringen einer zusätzlichen Fassadenverkleidung (z. B. 

Klinker, Eternit, Fassadenplatten) zur Wärmeisolierung 

bzw. zum Schallschutz,
▶ Vergrößern von Fenstern,
▶ Ersatz eines Flachdachs durch ein Satteldach, wenn 

dadurch lediglich eine größere Raumhöhe geschaffen wird, 

ohne die nutzbare Fläche und damit die Nutzungsmöglich-

keit zu erweitern,
▶ Einbau einer Zentralheizung als Ersatz von Einzelöfen,
▶ Einbau zusätzlicher Elektroleitungen oder Anschlüsse,
▶ Einbau eines zweiten Waschbeckens, einer zusätzlichen 

Dusche oder funktionstüchtigerer Armaturen,
▶ Einbau einer Solaranlage zur Brauchwassererwärmung in 

eine bereits vorhandene Gaswärmeversorgung.

Beiträge zu Instandhaltungsrücklagen einer Wohnungsei-

gentümergemeinschaft oder eine Sonderumlage fließen mit 

ihrer Zahlung aus dem (frei verfügbaren) Vermögen des 

jeweiligen Wohnungseigentümers ab und werden zu Ver-

waltungsvermögen der Gemeinschaft. Gehört einem bilan-

zierenden Gewerbetreibenden eine Eigentumswohnung, 

muss dieser seine Zahlungen in eine von der Wohnungsei-

gentümergemeinschaft gebildete Instandhaltungsrückstel-

lung in Höhe der geleisteten und noch nicht verbrauchten 

Einzahlungen aktivieren.88

BILANZIERUNG UND BESTEUERUNG VON IMMOBILIEN

83 Vgl. BMF, Schreiben v. 4.6.2015 - IV C 1 - S 2198 b/08/10002 NWB UAAAE-92552, BStBl 2015 I S. 506.

84 Vgl. BFH, Urteil v. 14.5.2014 - X R 7/12 NWB PAAAE-72862.

85 Vgl. BFH, Urteil v. 8.4.2014 - IX R 7/13 NWB PAAAE-67435, BFH/NV 2014 S. 1202.

86 Vgl. BFH, Urteil v. 14.1.2004 - IX R 30/02 NWB TAAAB-22102, BStBl 2004 II S. 592; BFH, Urteil v. 27.1.1993 

- IX R 146/90 NWB BAAAA-94604, BStBl 1993 II S. 702.

87 Vgl. BMF, Schreiben v. 26.1.2026 - IV C 1 - S 2253/00082/001/064 NWB PAAAK-09012, Rz. 38.

88 Vgl. BFH, Beschluss v. 5.10.2011 - I R 94/10 NWB NAAAE-00562, BStBl 2012 II S. 244.
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Praxishinweis █▶ Sollte unzutreffend bereits die Ein-

zahlung in die Rücklage oder die Sonderumlage als 

Betriebsausgaben abgezogen worden sein, scheidet ein 

erneuter Abzug bei Begleichung der Reparaturaufwen-

dungen aus.

3. Einkünfte aus Gewerbebetrieb
Die Vermietung und Verpachtung einer Immobilie stellt grds. 

eine vermögensverwaltende Tätigkeit dar, die zu keinen 

Einkünften aus Gewerbebetrieb führt. Aufgrund der Sub-

sidiaritätsklausel des § 21 Abs. 3 EStG kommt es aber immer 

dann zu einem Wechsel von Einkünften aus Vermietung und 

Verpachtung in Einkünfte aus Gewerbebetrieb, wenn die 

Immobilie einem Gewerbebetrieb zuzurechnen ist.89

Grundsätzlich ist die Vermietung und Verpachtung von 

Immobilien selbst dann als vermögensverwaltend zu quali-

fizieren, wenn der Immobilienbestand sehr umfangreich ist 

und damit erheblicher Verwaltungsaufwand einhergeht. 

Keine Vermögensverwaltung liegt hingegen mehr vor, wenn 

durch ständigen Wechsel von Mietern die Tätigkeit einen 

gewerblichen Charakter erhält oder zusätzliche Nebenleis-

tungen zu der eigentlichen Vermietung erbracht werden. So 

können u. a. die folgenden Vermietungsleistungen zu einer 

gewerblichen Tätigkeit führen:
▶ Vermietung von Ausstellungsräumen, Messeständen und 

Sälen,

▶ Vermietung von Plätzen,

▶ Vermietung von Ferienwohnungen.

Handelt es sich bei dem Gewerbebetrieb um ein Einzel-

unternehmen, kann eine Vermietung der Immobilie an das 

Einzelunternehmen nicht erfolgen, da der Einzelunterneh-

mer insoweit an sich selbst vermieten würde. Im Einzel-

unternehmen genutzte Immobilien stellen notwendiges 

Betriebsvermögen des Gewerbebetriebs dar.

Praxishinweis █▶ Eigenbetrieblich genutzte Grund-

stücksteile brauchen nicht als Betriebsvermögen behandelt 

zu werden, wenn ihre Größe nicht mehr als 30 Quadrat-

meter oder ihr Wert nicht mehr als 40.000 € beträgt.

Vermietet der Einzelunternehmer hingegen Immobilien, die 

nicht eigenen Wohnzwecken dienen und nicht unentgeltlich 

vermietet werden, können diese als gewillkürtes Betriebs-

vermögen dem Einzelunternehmen zugeordnet werden.

Praxishinweis █▶ Grundstücke, die an Arbeitnehmer 

vermietet werden, sind notwendiges Betriebsvermögen 

des Arbeitgebers, wenn für die Vermietung an Arbeit-

nehmer betriebliche Gründe maßgebend waren.90

Erfolgt die Überlassung nicht an ein Einzelunternehmen, 

sondern an eine Mitunternehmerschaft (gewerbliche Perso-

nengesellschaft), stellt die Immobilie notwendiges Sonder-

betriebsvermögen des Mitunternehmers dar. Darüber hi-

naus kann es auch in Ausnahmefällen bei Mitunternehmern 

zu gewillkürtem Sonderbetriebsvermögen kommen.91

Neben der Überlassung der Immobilie an eine Mitunter-

nehmerschaft kann auch die Überlassung an eine Kapital-

gesellschaft zu Betriebsvermögen führen und zwar nament-

lich bei Begründung einer Betriebsaufspaltung. Bei einer 

Betriebsaufspaltung wird ein Unternehmen in zwei rechtlich 

separate Unternehmen aufgespalten, typischerweise in eine 

Betriebs-Kapitalgesellschaft und eine Besitz-Personengesell-

schaft (Eigentümerin der Immobilie). Werden die beiden 

Gesellschaften von einer oder mehreren Person(en) in der 

Form beherrscht, dass ein einheitlicher geschäftlicher Betäti-

gungswille durchsetzbar ist, liegt regelmäßig eine Betriebs-

aufspaltung vor.92 Dies hat zur Folge, dass die Besitz-

Personengesellschaft als Mitunternehmerschaft zu qualifi-

zieren ist und folglich die Immobilie den Einkünften aus 

Gewerbebetrieb zuzuordnen ist.

Erwirbt eine Mitunternehmerschaft eine Immobilie, ist diese 

aufgrund der Abfärbung des § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG den 

Einkünften aus Gewerbebetrieb zuzuordnen.

Auch bei Kapitalgesellschaften, die Immobilien erwerben, 

sind die Immobilien den Einkünften aus Gewerbebetrieb 

zuzuordnen, da Kapitalgesellschaften kraft Gesetzes aus-

schließlich gewerbliche Einkünfte erzielen (§ 8 Abs. 2 KStG).

4. Erweiterte Grundstückskürzung in der Haltephase
Durch die Gewerblichkeit findet grds. der Betriebsvermö-

gensvergleich auf die Ermittlung der Einkünfte der Immobilie 

Anwendung. Wie andere Einkünfte aus Gewerbebetrieb 

unterliegen Mieterträge aus Immobilien, die im Betriebsver-

mögen gehalten werden, der Gewerbesteuer. Ggf. kann 

diese aber durch die sog. erweiterte Grundstückskürzung

vermieden werden.

Die erweiterte Grundstückskürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 ff. 

GewStG kann in Anspruch genommen werden, wenn sich 

die Tätigkeit der Gesellschaft auf die reine Grundstücksver-

waltung und -nutzung beschränkt. Zudem unschädlich, 

wenn auch nicht begünstigt, ist die
▶ Verwaltung und Nutzung von eigenem Kapitalvermögen,

▶ Betreuung von Wohnungsbauten,

▶ Errichtung und Veräußerung von Einfamilienhäusern, 

Zweifamilienhäusern, Eigentumswohnungen und Teilei-

gentum.

Liegen die Voraussetzungen der erweiterten Grundstücks-

kürzung vor, unterliegen die Einkünfte der Immobilie nicht 

der Gewerbesteuer. Dies ist i. d. R. nur dann vorteilhaft, 

wenn die Immobilie durch eine Kapitalgesellschaft gehalten 

wird oder bei einer GmbH & Co. KG, die durch Kapitalge-

sellschaften gehalten wird. Bei natürlichen Personen als 

Mitunternehmer entfällt gleichsam mit der erweiterten 

Grundstückskürzung die Anrechnung nach § 35 EStG. Daher 

ergibt sich nur in Fällen, in denen die auf Ebene der 

STEUER- UND BILANZPRAXIS

89 Es werden im vorliegenden Beitrag lediglich Einkünfte aus Gewerbetrieb betrachtet, Einkünfte aus Land- 

und Forstwirtschaft sowie aus selbständiger Arbeit hingegen nicht.

90 Vgl. BFH, Urteil v. 1.12.1976 - I R 73/74 NWB RAAAB-04686, BStBl 1977 II S. 315.

91 Vgl. z. B. BFH, Urteil v. 17.5.1990 - IV R 27/89 NWB IAAAA-93540.

92 Sachliche Verflechtung ist i. d. R. bei Immobilien gegeben; d. h. es liegt eine wesentliche 

Betriebsgrundlage vor. Vgl. u. a. BFH, Urteil v. 13.7.2006 - IV R 25/05 NWB FAAAC-16500, BStBl 2006 II 

S. 804; BFH, Urteil v. 1.7.2003 - VIII R 24/01 NWB YAAAA-72015, BStBl 2003 II S. 757.
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Mitunternehmerschaft anfallende Gewerbesteuer beim Mit-

unternehmer nicht voll angerechnet werden kann, ein 

(geringer) Steuervorteil.

Praxishinweis █▶ Der Effekt der erweiterten Grund-

stückskürzung lässt sich im Übrigen auch durch die 

Einschaltung einer ausländischen Kapitalgesellschaft, die 

Eigentümerin einer inländischen Immobilie ist, erreichen. 

Die inländische Immobilie begründet regelmäßig keine 

Betriebsstätte im Inland, so dass die Einkünfte der 

Immobilie lediglich der Körperschaftsteuer (inkl. SolZ) 

unterliegen. Aufgrund des Belegenheitsprinzips bei Im-

mobilien sind diese i. d. R. im Ansässigkeitsstaat der 

ausländischen Kapitalgesellschaft von der Besteuerung 

freigestellt. Es gilt jedoch, die Hinzurechnungsbesteue-

rung (§§ 7 ff. AStG) und die teilweise weitreichende 

Rechtsprechung der Finanzgerichte bzgl. der Begründung 

einer Betriebsstätte im Blick zu behalten.

Besondere Vorsicht war in der Vergangenheit – bei dem 

Zusammenspiel zwischen Gewerbesteuer und Betriebsvor-

richtungen – geboten, da die gewerbliche Nutzung/Ver-

mietung von diesen i. d. R. zum Ausschluss der Begünstigung 

führte.93 Folge war, dass die Abgrenzung von Betriebsvor-

richtungen und unselbständiger Gebäudebestandteile im 

Rahmen der erweiterten Grundstückskürzung ein regelmäßi-

ger Streitpunkt zwischen Stpfl. und Finanzverwaltung war.

Dazu kommt, dass ausnahmsweise die Mitvermietung einer 

fest mit dem Grundstück bzw. dem Gebäude verbundenen 

Betriebsvorrichtung als begünstigungsunschädliches Neben-

geschäft angesehen werden kann. Dies ist nach jüngster 

BFH-Rechtsprechung anzunehmen, wenn sie einen zwingend 

notwendigen Teil einer wirtschaftlich sinnvoll gestalteten 

eigenen Grundstücksverwaltung und -nutzung darstellt und 

die quantitativen Grenzen eines Nebengeschäfts nicht über-

schreitet (im konkreten Fall ein Lastenaufzug in einem 

Kauwausgebäude).94

Seit dem Veranlagungszeitraum 2021 – namentlich durch 

das Fondsstandortgesetz95 – wurde ein Schwellenwert von 

5 % für die Überlassung von Betriebsvorrichtungen einge-

führt, was in der Praxis zu einer erheblichen Erleichterung

bzgl. der Inanspruchnahme der erweiterten Kürzung führt. 

Ebenso gilt dies für die Grenze für den Betrieb einer 

Photovoltaikanlage. Letztere wurde ursprünglich mit 10 % 

eingeführt durch das Wachstumschancengesetz und ab dem 

Erhebungszeitraum 2023 auf 20 % erhöht.96

Praxishinweis █▶ Es gilt zu beachten, dass die Ein-

nahmen aus der Überlassung von Betriebsvorrichtungen 

selbstverständlich der Gewerbesteuer unterliegen; der 

Schwellenwert bezieht sich nur auf die Unschädlichkeit 

für die erweiterte Grundstückskürzung.

Vor dem Hintergrund, dass bei den Schwellenwerten 

lediglich auf das Verhältnis der Einnahmen aus Betriebsvor-

richtungen zu den Einnahmen aus der Gebrauchsüber-

lassung des Grundbesitzes abzustellen ist, ist besonders bei 

der geplanten Veräußerung von Betriebsvorrichtungen 

erhebliche Vorsicht geboten.

Beispiel█▶ Die A GmbH – ein Grundstücks- und Woh-

nungsunternehmen – erzielt im Jahr 2026 Mieten inklusive 

umlagefähiger Betriebskosten i. H. von 2 Mio. €. Im selben 

Zeitraum werden Einnahmen aus der Überlassung von 

Betriebsvorrichtungen, die keinen funktionalen Zusammen-

hang mit dem vermieteten Grundstück aufweisen, i. H. von 

60.000 € erzielt. Aus Solaranlagen, die auf Grundvermögen 

des Unternehmens betrieben werden, werden ferner Ein-

nahmen aus der Lieferung von Strom an Mieter i. H. von 

40.000 € erzielt. Zum 31.12.2026 verkauft das Unternehmen 

ein Grundstück aus seinem Portfolio für 10 Mio. €. Der 

Kaufpreis entfällt zu 300.000 € auf Betriebsvorrichtungen und 

zu 80.000 € auf eine Solaranlage.

Im Jahr 2026 erzielt das Grundstücks- und Wohnungsunter-

nehmen somit Einnahmen i. H. von 2 Mio. € aus der 

Gebrauchsüberlassung des eigenen Grundbesitzes. Die Einnah-

men aus der Lieferung von Strom und der Veräußerung der 

Solaranlage (insgesamt 120.000 €) wären isoliert betrachtet 

kürzungsunschädlich, da sie nicht höher als 20 % der Einnahmen 

aus der Gebrauchsüberlassung des Grundbesitzes sind (hier: 6 %). 

Allerdings liegen die Einnahmen aus der Überlassung und 

Veräußerung der Betriebsvorrichtungen (insgesamt 360.000 €) 

über der Unschädlichkeitsgrenze, da sie mehr als 5 % der 

Einnahmen aus der Gebrauchsüberlassung des Grundbesitzes 

betragen (hier: 18 %). Das Grundstücks- und Wohnungsunter-

nehmen kann daher im Jahr 2026 die erweiterte Kürzung seines 

Gewerbeertrags nicht in Anspruch nehmen.

Praxishinweis █▶ Mit gleich lautendem Erlass vom 

17.6.2022 haben die obersten Finanzbehörden der Länder 

zu Anwendungsfragen des Fondsstandortgesetzes respek-

tive der Schwellenwerte von 5 % bzw. 10 % Stellung 

genommen. Vor einer etwaigen Überlassung von Be-

triebsvorrichtungen sollte die Auffassung der Länder 

hierbei genauestens geprüft werden. Insgesamt gilt, dass 

trotz der eingeführten Schwellenwerte nach Möglichkeit 

eine Überlassung von Betriebsvorrichtungen durch die 

Grundstücksgesellschaft selbst auch weiterhin vermieden 

werden sollte (z. B. mittels separater Gesellschaft für die 

Überlassung der Betriebsvorrichtungen).97

Weiterhin ist der Anwendungsbereich der erweiterten 

Grundstückskürzung u. a. nach § 9 Nr. 1 Satz 5 GewStG bei 

der Überlassung von Grundbesitz an einen Gesellschafter 

oder Genossen, der zum Teil dessen Gewerbebetrieb dient, 

ausgeschlossen.98

BILANZIERUNG UND BESTEUERUNG VON IMMOBILIEN

93 Vgl. OFD Magdeburg, Vfg. v. 8.4.2011 - G 1425, StEK GewStG § 9/57; LfSt Niedersachsen, Vfg. v. 15.5.2020 

- G 1425-50-St 251 NWB KAAAH-52171.

94 Vgl. BFH, Urteil v. 25.9.2025 - IV R 31/23 NWB SAAAK-05862, BStBl 2026 II S. 68.

95 Vgl. Gesetz zur Stärkung des Fondsstandorts Deutschland und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1160 

zur Änderung der Richtlinien 2009/65/EG und 2011/61/EU im Hinblick auf den grenzüberschreitenden 

Vertrieb von Organismen für gemeinsame Anlagen v. 3.6.2021, BGBl 2021 I S. 1498.

96 Vgl. Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie Steuervereinfachung 

und Steuerfairness (Wachstumschancengesetz) v. 27.3.2024, BGBl 2024 I Nr. 108.

97 Vgl. Gleich lautende Erlasse zu Anwendungsfragen zur erweiterten Kürzung des Gewerbeertrags nach § 9 

Nr. 1 Satz 3 und 4 GewStG i. d. F. des Fondsstandortgesetzes v. 3.6.2021, BGBl 2021 I S. 1498 v. 17.6.2022.

98 Vgl. zu den weiteren Ausschlusstatbeständen des § 9 Nr. 1 Satz 5 EStG Bleschick, in: Hallerbach/Nacke/

Rehfeld, GewStG online, § 9 Nr. 1 Rz. 275 ff. NWB VAAAJ-37438.
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Beispiel█▶ Der BFH hat mit Urteil vom 29.6.202299

entschieden, dass auch die Überlassung relativ unwesentlichen 

Grundbesitzes an eine mit nur etwa 1/6000 beteiligte 

Genossin, den diese für ihren Gewerbebetrieb nutzt, der 

Anwendung der erweiterten Kürzung des Gewerbeertrags bei 

der Genossenschaft entgegensteht. Unerheblich für die Ver-

sagung der erweiterten Kürzung ist auch, dass der vom Betrieb 

der Genossin erzielte Gewerbeertrag den Freibetrag des § 11 

Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 GewStG i. H. von 24.500 € nicht erreicht.

Besondere Vorsicht ist durch die jüngere Rechtsprechung des 

BFH im Falle von potenziellen Betriebsaufspaltungen ge-

boten, da solche der erweiterten Grundstückskürzung ent-

gegenstehen. Bis zur BFH-Entscheidung vom 16.9.2021100

entfaltete eine zwischen Gesellschafter und Besitz-Personen-

gesellschaft geschaltete Kapitalgesellschaft ein Durchgriffs-

verbot im Hinblick auf die notwendige personelle Ver-

flechtung für eine Betriebsaufspaltung. Durch die Zwischen-

schaltung einer Kapitalgesellschaft konnte damit relativ 

einfach in der Vergangenheit eine Betriebsaufspaltung 

vermieden werden. Mit der vorstehenden BFH-Entscheidung 

wurde das Durchgriffsverbot aufgegeben und folglich kann 

mit einer zwischengeschalteten Kapitalgesellschaft der 

Anwendungsbereich der erweiterten Grundstückskürzung 

nicht mehr in Anspruch genommen werden. Aus Vertrauens-

schutzgründen wendet die Finanzverwaltung101 die geän-

derte Rechtsprechung des BFH erst ab dem Veranlagungs-

zeitraum 2024 an.

Die Rechtsprechung des BFH zur fehlenden personellen 

Verflechtung zwischen Schwester-Kapitalgesellschaften ist 

hingegen weiterhin anzuwenden.102 Bei diesen gilt das 

Durchgriffsverbot weiterhin. Auch im Falle der Betriebsver-

pachtung103 ist die erweiterte Grundstückskürzung ausge-

schlossen.

Praxishinweis █▶ Kauf und Verkauf von Immobilien 

sind grds. nicht schädlich für die erweiterte Kürzung. Wird 

der Handel mit Grundstücken allerdings in größerem 

Umfang betrieben, kann die Grenze zum sog. gewerbli-

chen Grundstückshandel überschritten werden. Dieser 

widerspricht der reinen Grundstücksverwaltung und ist 

daher nicht begünstigt. Als wesentlich konkreteres und in 

der Beratungspraxis relevanteres Indiz für das Vorliegen 

eines gewerblichen Grundstückshandels hat die Recht-

sprechung die sog. Drei-Objekt-Grenze entwickelt. Nach 

dieser ist die Veräußerung von mehr als drei Objekten 

innerhalb eines Fünf-Jahreszeitraums grds. gewerblich.104

Zu beachten ist, dass die Drei-Objekt-Grenze keine 

absolute oder starre Grenze ist, sondern nur ein Indiz105

(vgl. z. B. zur En-bloc-Veräußerung das Urteil des BFH vom 

3.6.2025).106

IV. Veräußerung

1. Übertragung stiller Reserven nach § 6b EStG

Werden Immobilien aus dem Betriebsvermögen veräußert 

oder aus diesem entnommen (z. B. durch ungewollte 

Aufgabe einer Betriebsaufspaltung), kommt es zur Auf-

deckung der im Betriebsvermögen entstandenen stillen 

Reserven. Wesentliches Instrument, mit dem eine sofortige 

Besteuerung der im Betriebsvermögen entstandenen stillen 

Reserven verhindert werden kann, stellt § 6b EStG dar. 

Entsprechend der Vorschrift können unter den dort ge-

nannten Voraussetzungen die stillen Reserven auf begüns-

tigte und im Wirtschaftsjahr der Veräußerung oder im 

vorangegangenen Wirtschaftsjahr neu angeschaffte Immo-

bilien übertragen werden. Damit lässt sich ein Aufschub der 

Besteuerung, nicht aber eine gänzliche Vermeidung dieser 

erreichen.

Begünstigte Wirtschaftsgüter i. S. des § 6b Abs. 1 Satz 1 EStG 

sind abschließend aufgezählt. Hierzu zählen insbesondere 

Grund und Boden (nur der „nackte“ Grund und Boden ohne 

seine wesentlichen Bestandteile), Gebäude, Aufwuchs auf 

Grund und Boden mit dem dazugehörenden Grund und 

Boden, soweit dieser zu einem land- und forstwirtschaft-

lichen Betriebsvermögen gehört, sowie Binnenschiffe.107

Nicht begünstigt sind Wirtschaftsgüter des Umlaufvermö-

gens, da diese zum Verbrauch oder zum sofortigen Verkauf 

bestimmt sind. Dies gilt insbesondere für Grundstücke, die 

dem gewerblichen Grundstückshandel zuzuordnen sind.108

Eine analoge Anwendung des § 6b EStG auf Umlaufver-

mögen ist mangels planwidriger Regelungslücke ausge-

schlossen.

Als weitere zentrale Voraussetzung verlangt § 6b Abs. 4 

Satz 1 Nr. 2 EStG, dass die veräußerten Wirtschaftsgüter im 

Zeitpunkt der Veräußerung mindestens sechs Jahre ununter-

brochen zum Anlagevermögen einer inländischen Betriebs-

stätte gehört haben. Durch diese sechsjährige Besitzzeit 

sollen spekulative Geschäfte von der Steuerbegünstigung 

ausgeschlossen werden, da dies mit dem Zweck des § 6b 

EStG nicht vereinbar wäre. Zum Anlagevermögen gehören 

nach § 247 Abs. 2 HGB die Wirtschaftsgüter, die dazu 

bestimmt sind, auf Dauer dem Betrieb zu dienen.109

Die Reinvestitionsobjekte sind in § 6b Abs. 1 Satz 2 EStG 

ebenfalls abschließend aufgezählt und umfassen ebenfalls 

Grund und Boden, Gebäude, Aufwuchs auf Grund und Boden 

mit dem dazugehörenden Grund und Boden, soweit dieser 

zu einem land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen 

gehört, sowie Binnenschiffe. Unerheblich ist dabei, ob es sich 

um neue oder gebrauchte Reinvestitionsobjekte handelt.110

Bei Gebäuden stehen die Erweiterung, der Ausbau oder der 
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Umbau der Anschaffung oder Herstellung gleich, wobei der 

Abzug in diesem Fall nur von dem Aufwand für die 

Erweiterung, den Ausbau oder den Umbau zulässig ist.111

Eine Übertragung auf unfertige Gebäude kommt nicht in 

Betracht.

Die Abschreibung des (Ersatz-)Gebäudes bemisst sich gem. 

§ 6b Abs. 6 EStG in der Folge nach seinen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten abzgl. der aufgerechneten stillen Reser-

ven.

Praxishinweis █▶ Zu beachten ist die gesetzlich (§ 6b 

Abs. 1 Satz. 1 EStG) vorgegebene „Richtung“ der Über-

tragbarkeit von aufgedeckten stillen Reserven. Auf neu 

angeschafften Grund und Boden können z. B. nur stille 

Reserven aus der Veräußerung von Grund und Boden 

übertragen werden. Auf Gebäude – unabhängig davon ob 

abgeschafft oder hergestellt – können hingegen sowohl 

Übertragungen aus der Veräußerung von Gebäuden als 

auch Grund und Boden (ggf. mit Aufwuchs) vorgenom-

men werden. Da die aufgerechneten stillen Reserven die 

AfA-Bemessungsgrundlage senken, sollte aus der Ver-

äußerung von Grund und Boden immer vorrangig auf neu 

angeschafften ebensolchen übertragen werden. 

Wenn aufgedeckte stille Reserven am Bilanzstichtag man-

gels geeigneten Reinvestitionswirtschaftsguts (noch) nicht 

übertragen werden konnten, kann eine den steuerlichen 

Gewinn mindernde Rücklage gebildet werden. Damit können 

stille Reserven auf in folgenden Veranlagungszeiträumen 

angeschaffte und von § 6b EStG begünstigte Wirtschafts-

güter übertragen werden. Grundsätzlich sieht § 6b Abs. 3 

EStG hierfür folgende Fristen vor:
▶ Abzug von den Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 

von Wirtschaftsgütern, die in den folgenden vier Jahren 

angeschafft oder hergestellt werden.

▶ Die Vier-Jahresfrist verlängert sich auf sechs Jahre bei neu 

hergestellten Gebäuden, wenn mit der Herstellung vor 

dem Schluss des vierten Jahres begonnen wurde.

Kann eine Rücklage nicht innerhalb der o. g. Fristen auf ein 

begünstigtes Wirtschaftsgut übertragen werden, d. h. ist die 

Rücklage am Schluss des im Regelfall vierten bzw. sechsten 

auf ihre Bildung folgenden Wirtschaftsjahrs noch vorhanden, 

ist sie zu diesem Zeitpunkt gewinnerhöhend aufzulösen. Für 

den Fall der Auflösung der Rücklage sieht § 6b Abs. 7 EStG 

zusätzlich einen ebenfalls gewinnerhöhenden Gewinnzu-

schlag von 6 % für jedes volle Wirtschaftsjahr, in dem die 

Rücklage bestanden hat, vor. Die Rechtsprechung sieht in der 

Höhe des Gewinnzuschlags von jährlich 6 % keine ver-

fassungsrechtlichen Bedenken. Als Grund wird angeführt, 

dass der Gewinnzuschlag nicht nur Zinsvorteile ausgleichen, 

sondern darüber hinaus der missbräuchlichen Inanspruch-

nahme der Rücklagenbildung entgegenwirken soll.112

Beispiel zur Anwendung des § 6b EStG █▶ Die B-GmbH 

veräußert am 15.3.2026 ein betrieblich genutztes Verwal-

tungsgebäude mit zugehörigem Grundstück, das sich seit acht 

Jahren im Anlagevermögen der B-GmbH befindet. Die Buch-

werte in der Steuerbilanz betragen: Grund und Boden 

80.000 €, Gebäude 200.000 € (Restbuchwert nach AfA). Der 

Veräußerungspreis beträgt insgesamt 1.200.000 €, wovon 

300.000 € auf den Grund und Boden sowie 900.000 € auf das 

Gebäude entfallen. Die Veräußerungskosten (Notar, Makler, 

Grunderwerbsteuer) belaufen sich auf 60.000 €.

Der Veräußerungsgewinn berechnet sich gem. § 6b Abs. 2 

Satz 1 EStG als der Betrag, um den der Veräußerungspreis 

nach Abzug der Veräußerungskosten den Buchwert übersteigt:

▶ Grund und Boden: (300.000 € – 15.000 € Anteil Ver-

äußerungskosten) – 80.000 € Buchwert = 205.000 €

Gewinn.

▶ Gebäude: (900.000 € – 45.000 € Anteil Veräußerungs-

kosten) – 200.000 € Buchwert = 655.000 € Gewinn.

▶ Gesamtgewinn: 860.000 €.

Da die Immobilie zum Zeitpunkt der Veräußerung länger als 

sechs Jahre ununterbrochen zum Anlagevermögen der inlän-

dischen Betriebsstätte der B-GmbH gehörte und die weiteren 

Voraussetzungen des § 6b EStG erfüllt sind, kann die B-GmbH 

die stillen Reserven übertragen.

Szenario 1 – Sofortige Reinvestition

Die B-GmbH stellt am 1.12.2026 ein neues Verwaltungsge-

bäude für 1.500.000 € (Herstellungskosten) fertig. Der 

Geschäftsführer entscheidet, den gesamten Gewinn von 

860.000 € gem. § 6b Abs. 1 EStG auf das neue Gebäude zu 

übertragen. Die Anschaffungskosten für die steuerliche Be-

messungsgrundlage der AfA mindern sich auf 640.000 €

(1.500.000 € – 860.000 €). Für die Absetzungen für Abnutzung 

tritt der verbleibende Betrag von 640.000 € an die Stelle der 

Anschaffungskosten. 

Szenario 2 – Rücklagenbildung

Die B-GmbH hat im Wirtschaftsjahr 2026 noch kein ge-

eignetes Reinvestitionsobjekt identifiziert. Der Geschäftsführer 

bildet eine § 6b-Rücklage i. H. von 860.000 € in der 

Steuerbilanz, die den steuerlichen Gewinn 2026 mindert. Am 

1.2.2027 erwirbt die GmbH eine neue Immobilie für 

1.000.000 € (davon 300.000 € Grund und Boden und 

700.000 € Gebäude). Die B-GmbH überträgt die auf Grund 

und Boden entfallende Rücklage (205.000 €) auf den neu 

angeschafften Grund und Boden sowie die aus dem Verkauf 

des Gebäudes resultierende Rücklage (655.000 €) auf das neue 

Gebäude. Die Anschaffungskosten des Gebäudes für AfA-

Zwecke betragen dann 45.000 € (700.000 € – 655.000 €) und 

die Anschaffungskosten des nicht abnutzbaren Grund und 

Bodens 95.000 €.

Szenario 3 – Fristversäumung

Die B-GmbH bildet 2026 eine Rücklage von 860.000 €, kann 

jedoch bis zum Ablauf der vierjährigen Frist (Ende 2030 bei 

Wirtschaftsjahresgleichheit mit Kalenderjahr) kein begünstig-

tes Wirtschaftsgut erwerben. Die Rücklage ist gewinnerhö-

hend aufzulösen. Da sie vier volle Wirtschaftsjahre bestand, ist 
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der Gewinn 2030 zusätzlich um 6 % für jedes Jahr zu erhöhen, 

also um 206.400 € (860.000 € • 6 % • 4 Jahre). Die 

Gesamtbelastung im Jahr der Auflösung beträgt somit 

1.066.400 € (860.000 € Rücklage + 206.400 € Gewinnzu-

schlag).

Praxishinweis █▶ Da es sich bei § 6b EStG um eine 

rein steuerliche Vorschrift ohne Entsprechung in der 

Handelsbilanz handelt, führt die Nutzung von § 6b EStG 

seit der Aufgabe der umgekehrten Maßgeblichkeit regel-

mäßig zu in passiven latenten Steuern abzubildenden 

temporären Differenzen zwischen Handels- und Steuer-

bilanz. Dies gilt insbesondere für Kapitalgesellschaften, 

die nach § 274 HGB latente Steuern auszuweisen haben. 

Des Weiteren sind die begünstigten Wirtschaftsgüter in 

besondere, laufend zu führende Verzeichnisse i. S. des § 5 

Abs. 1 Satz 2 und 3 EStG aufzunehmen.

2. Erweiterte Grundstückskürzung 

bei der Veräußerung
Grundsätzlich findet die erweiterte Grundstückskürzung

auch auf Veräußerungsgewinne Anwendung, wenn es sich 

lediglich um gelegentliche Veräußerungen handelt (also kein 

gewerblicher Grundstückshandel vorliegt; vgl. zuvor). Beson-

dere Vorsicht ist jedoch geboten, wenn die „letzte“ Immobi-

lie veräußert wird, da in diesem Fall die Grundstücksgesell-

schaft nicht mehr ausschließlich grundstücksverwaltend 

über den gesamten Erhebungszeitraum tätig ist. Die Ver-

sagung der erweiterten Grundstückskürzung kann in solchen 

Fällen u. U. damit verhindert werden, dass
▶ der Verkauf der letzten Immobilie auf den 31.12. um 

24 Uhr („letzte logische Sekunde“) terminiert wird,

▶ vor Verkauf der „letzten“ Immobilie ein Zukauf einer 

weiteren (unbedeutenden) Immobilie erfolgt, so dass es 

sich nicht mehr um einen Verkauf der letzten Immobilie 

handelt, oder

▶ das Wirtschaftsjahresende wird auf Antrag beim FA oder 

durch Umwandlung auf den Zeitpunkt der Veräußerung 

der Immobilie vorgezogen.

Praxishinweis █▶ Die strenge Auslegung der Aus-

schließlichkeit hat der BFH mit Urteil vom 

17.10.2024 und damit entgegen der Vorinstanz113 noch-

mals bestätigt. So versagte der BFH einer grundstücks-

verwaltenden Kapitalgesellschaft die erweiterte Gewerbe-

steuerkürzung, da sie ihren gesamten Grundbesitz einen 

Tag vor Ablauf des Erhebungszeitraums („zu Beginn des 

31.12.“) veräußere. In diesem Fall ist sie in zeitlicher 

Hinsicht nicht ausschließlich – nämlich nicht am 31.12. 

des Jahres – grundstücksverwaltend tätig.114

V. Fazit
Die Bilanzierung und Besteuerung von Immobilien bleibt –

nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Neufassung der 

relevanten IDW-Verlautbarung und der aktuellen Verwal-

tungsauffassung des BMF – ein hochkomplexes Quer-

schnittsthema. Der Lebenszyklus einer Immobilie vom 

Erwerb bzw. der Herstellung über die Haltephase bis zur 

Veräußerung ist mittlerweile von einer Vielzahl materieller 

und formeller Vorgaben geprägt, die in ihrer Gesamtschau 

nur bei frühzeitiger Planung und laufender Überwachung 

steuerlich optimal genutzt werden können. Das neue BMF-

Schreiben vom 26.1.2026 zur Abgrenzung von Erhaltungs-

aufwand und (anschaffungsnahen) Herstellungskosten so-

wie die Neufassung des IDW RS IFA 1 wirken dabei wie ein 

Brennglas auf bereits bestehende Abgrenzungsprobleme –

und eröffnen zugleich neue Gestaltungschancen, aber auch 

Konfliktfelder, insbesondere im Verhältnis zwischen Han-

dels- und Steuerbilanz.

Im Anschaffungs- und Herstellungszeitpunkt stehen die 

zutreffende Qualifikation des Wirtschaftsguts sowie die 

sachgerechte Ermittlung und Zuordnung der Anschaffungs- 

bzw. Herstellungskosten im Mittelpunkt. Die Finanzverwal-

tung hat mit der Kombination aus objektiver und subjektiver 

Funktionstüchtigkeit, Standardstufen bei Wohngebäuden, 3-

von-4- und 2+1-Regel sowie der 15 %-Grenze für anschaf-

fungsnahe Herstellungskosten einen recht engen, aber 

strukturierten Rahmen vorgegeben. Demgegenüber geht 

das IDW bei energetischen Sanierungen und Standard-

hebungen teilweise weiter und verlangt häufiger eine 

Aktivierung – mit der Folge erheblicher temporärer Differen-

zen und entsprechender latenter Steuern. Darüber hinaus 

kommen der vertraglichen Kaufpreisaufteilung und der –

von der Verwaltung bevorzugt eingesetzten – Arbeitshilfe 

zur Kaufpreisaufteilung erhebliche praktische Bedeutung zu; 

bereits die Gestaltung des Notarvertrags entscheidet in 

vielen Fällen über die künftige AfA-Bemessungsgrundlage 

und damit über die laufende Steuerlast.

In der Haltephase rücken die planmäßige Gebäude-AfA, die 

Möglichkeit der Nutzung einer kürzeren tatsächlichen Nut-

zungsdauer sowie die zahlreichen Sonderregime in den 

Vordergrund. Die gesetzlich typisierten Nutzungsdauern 

nach § 7 Abs. 4 EStG werden durch die aktuelle BFH-

Rechtsprechung zur Nachweisführung einer kürzeren Nut-

zungsdauer spürbar flexibilisiert, nachdem das restriktive 

BMF-Schreiben von 2023 wieder aufgehoben wurde. Parallel 

dazu werden Sonder- und erhöhte Abschreibungen nach 

§§ 7b, 7h, 7i EStG sowie die (wieder eingeführte) degressive 

Gebäude-AfA nach § 7 Abs. 5a EStG gezielt als Lenkungs-

instrumente zur Förderung von Wohnungsneubau, Sanie-

rungen in Sanierungsgebieten bzw. an Baudenkmälern und 

zur Erreichung energie- und klimapolitischer Ziele eingesetzt. 

Die Detailanforderungen – etwa Effizienzhaus-40-Standard, 

QNG-Nachweis, De-minimis-Grenzen und die Kombination 

mit degressiver AfA – sind jedoch hoch und erfordern eine 

sorgfältige Projekt- und Fristenplanung sowie belastbare 

Dokumentation.

Die laufende Abgrenzung zwischen sofort abziehbaren 

Erhaltungsaufwendungen und aktivierungspflichtigen An-

schaffungs- und Herstellungskosten bleibt ein steuerlicher 

Dauerbrenner. Dies gilt insbesondere in Sanierungsphasen, 
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in denen energetische Verbesserungen, Standardhebungen, 

Erweiterungen und klassische Instandhaltungen neben-

einander auftreten. Die Systematik des BMF-Schreibens 

erleichtert zwar die Einordnung, führt aber gleichzeitig zu 

einer stärkeren Divergenz gegenüber der handelsrechtlichen 

Beurteilung, die auch energiebedingte Verbesserungen stär-

ker in den Blick nimmt. Für Unternehmen mit größerem 

Immobilienbestand empfiehlt sich daher eine standardisier-

te, projektbezogene Zuordnung und – wo erforderlich – eine 

sachgerechte Schätzung und Dokumentation der Auftei-

lungsmaßstäbe, um sowohl Streit mit der Finanzverwaltung 

als auch unnötige Belastungen durch aufwendige Umqua-

lifizierungen (insbesondere bei anschaffungsnahen Herstel-

lungskosten) zu vermeiden.

Die erweiterte Grundstückskürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 ff. 

GewStG bleibt das zentrale Instrument zur Neutralisierung 

der Gewerbesteuerbelastung bei grundstücksverwaltenden 

Kapital- und Personengesellschaften, ist aber an strenge 

Ausschließlichkeitsanforderungen geknüpft. Die jüngsten 

gesetzgeberischen Erleichterungen (5 %-Grenze für Betriebs-

vorrichtungen, 20 %-Grenze für Photovoltaik) entschärfen 

zwar einige praktische Problemfelder, werden durch die 

aktuelle BFH-Rechtsprechung zu Betriebsaufspaltungen, zur 

Überlassung an Gesellschafter und zur Veräußerung der 

„letzten Immobilie“ jedoch wieder relativiert. Strukturierung, 

laufende Überwachung von Nebentätigkeiten und eine 

vorausschauende Transaktionsplanung sind hier unverzicht-

bar.

Schließlich bietet die Veräußerung von Immobilien im 

Betriebsvermögen mit der Reinvestitionsklausel des § 6b 

EStG ein wirkungsvolles, aber formal anspruchsvolles Instru-

ment zur temporären Steuerstundung. Die strengen Fristen, 

der Gewinnzuschlag von 6 % p. a., sowie die handelsrechtlich 

abweichende Behandlung mit daraus resultierenden laten-

ten Steuern machen deutlich, dass die Bildung und Nutzung 

von § 6b-Rücklagen nur in ein strategisch geplantes, über 

mehrere Jahre angelegtes Immobilien- und Investitions-

konzept eingebettet werden sollte.

Insgesamt zeigt sich: Die bilanzielle und steuerliche Be-

handlung von Immobilien ist heute stärker denn je von 

einem dynamischen Zusammenspiel aus Gesetzgebung, 

Verwaltungsauffassung und Rechtsprechung geprägt. Unter-

nehmen mit Immobilienbesitz sind gut beraten, die immo-

bilienbezogene Rechnungslegung und Besteuerung ganz-

heitlich über den Lebenszyklus zu betrachten und inter-

disziplinär (Steuerrecht, HGB-Rechnungslegung, Bewer-

tungsrecht, Gesellschaftsrecht) zu denken.
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Präzision  
entscheidet. 

Exzellente Steuerberatung ist eine unserer Kernkompetenzen.  
Darin sehen wir weit mehr als die Strukturierung und Deklaration von 
Geschäftsvorgängen unter steuerlichen Gesichtspunkten. Auf der 
Grundlage Ihrer unternehmerischen Ziele und Bedürfnisse entwickeln 
wir auf Basis unseres umfassenden, stets aktuellen Know-hows  
praxistaugliche und dauerhaft tragfähige Lösungen. Bei grenzüber-
schreitenden Fragestellungen greifen wir auf die Expertise aus  
unserem internationalen Netzwerk zurück. 
 

„Aktuelle Entwicklungen im Handels- und  
Steuerrecht sind stets im Blick zu behalten, wie 
die aktuelle Diskussion um die Behandlung von  
energetischen Maßnahmen zeigt.“

Dr. Hannes Zieglmaier
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